
Frankreichs  Jugend  im  Streik!
Kürzungspolitik,  Polizeigewalt
und rassistische Ausgrenzung
von Simon Says, Oktober 2026, 10 Minuten Lesedauer

„Jedes  Mal,  wenn  wir  versuchen,  unsere  Stimme  zu  erheben  oder  zu
demonstrieren, werden wir wie kleine Kinder behandelt. Aber wenn es darum
geht, die Bullen auf uns zu hetzen, behandeln sie uns wie Erwachsene.“ so
Miriam (16) Schülerin aus Montreuil.

Was am 24.10. mit der ersten Blockade am Lycée Saint-Exupéry in der Île-de-
France startete breitete sich zu Protesten und Streiks in über 600 Lycées
(Gymnasien) und über 30 Hochschulen aus! Die Jugend geht auf die Straße
gegen  ihre  kaputtgesparten  Schulen,  schlechte  Lernbedingungen,
Lehrkräftemangel, rassistische Ausgrenzung und Pläne der Regierung, alle in
eine noch beschissenere Lage zu kürzen!

Die aktuelle Lage
„Man schießt der Jugend ein Auge aus, so wie sie es mit den Gelbwesten
getan  haben“Ryad  Rani,  Präsident  der  Schülergewerkschaft  Union
syndicale  lycéenn.

Mittlerweile  sollten  viele  davon  mitbekommen  haben,  die  Jugend  in
Frankreich kämpft für ihre Stimme, ihre Bildung und gegen „ihren“ Staat,
der  es  besonders  Armen  und  rassistisch  Unterdrückten  schwerer  und
schwerer macht. In weniger als 10 Tagen hat sie es geschafft, dass an rund
einem Viertel aller Lycées der Unterricht stillsteht und es werden täglich
mehr!  Und das  alles  ohne langwierige  Organisation im Voraus.  Was die
Proteste  trägt  ist  die  berechtigte  Wut  der  Schüler:innen.  Schon  bald
schlossen sich auch Student:innen ihnen an und taten es ihnen gleich an den
Unis. Auch Lehrer:innen unterstützen, viele protestieren mit und schützten
ihre Schüler:innen beispielsweise mit Menschenketten vor der Polizei!
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Die Lage an den Schulen der sogenannten Banlieues (den armen Vororten
von Großstädten wie Paris) ist katastrophal. Die Schulgebäude sind marode
und  kaputtgespart,  Schimmel,  kaputte  Klos,  fehlende  Heizungen,
einstürzende  Fenster  und  Decken  und  alles  was  dazu  gehört  ist  hier
Normalität!  Die  Lehrkräfte  sind  massiv  unterbesetzt  und  unterbezahlt,
daraus  folgt  Überlastung  und  schlechterer  Unterricht.  Ein  großer
Ausgangspunkt war auch der immer weiter steigende schulische Druck und
gottlose Stundenpläne. Das Konzept des „8-18 Uhr Unterrichts“ und zu kurze
Pausen bringen alle an den Schulen immer weiter in die Überlastung! Hier
ist leider auch zu wenig Platz um sich ausreichend über das Auswahlsystem
nach  den  Gymnasien  aufzuregen,  welches  es  für  Arbeiter:innenkindern,
Armen und rassistisch Unterdrückte  besonders  schwer macht,  überhaupt
höhere Bildung zu erhalten.

Fakt ist jedenfalls, es läuft beschissen für die Schüler:innen in Frankreich, so
beschissen, dass sie jetzt die Nase voll haben!

Die Antwort des Staates
„Jeden  Tag  schickt  man  uns  Polizisten,  aber  niemals  Lösungen.“  Eine
Schülerin aus Beaumont-sur-Oise.

Die Diener:innen der Staatsmacht, die seit jeher auf die Missstände scheißt,
die sie geschaffen hat, rückten mit aller Brutalität an! Es gab bereits über
3000 Verhaftungen und weit über 200 verletzte Schüler:innen! Da wo besetzt
und gestreikt wird, ist im nächsten Moment die Bullerei in Kampfausrüstung
da und versucht das mit aller Kraft zu verhindern!

„Wir sind um sechs Uhr morgens angekommen, und jedes Mal, wenn wir
versucht haben, die Blockade aufzubauen, ist die Polizei eingeschritten. Sie
sind auf uns losgegangen und haben uns herumgeschubst, aber wir haben
eine  Menschenkette  gebildet,  um  standzuhalten.“  Mila,  Schülerin  in
Montpellier.

Die  besonders  beschissenen  Lebensumstände  der  ärmsten  Teile  der
Arbeiter:innenklasse und ihrer  Jugend sind eben nicht  Fehler  im System



sondern klarer Ausdruck davon! An dem Punkt wo „Pöbel“ sich auflehnt und
das  nicht  bloß  mit  leicht  zu  ignorierenden  Petitionen  und  friedlicher
Beteiligung an der bürgerlichen Demokratie, kommt der kapitalistische Staat
um die Ecke und macht klar wer und welche Interessen hier zählen.  Er
duldet  keine  Form von Gegenmacht  von unten.  Nicht  die  Arbeiter:innen
sollen bestimmen, sondern das Kapital! Und wir als Jugend sollen schon früh
lernen,  wie  der  Hase  läuft,  im  Zweifelsfall  mit  Gewalt.  Auch  hier  in
Deutschland  haben  wir  das  immer  wieder  erfahren  müssen,  etwa  bei
Demonstrationen in Solidarität mit Palästina, der Klimabewegung oder auch
auf dem jüngsten Schulstreik gegen die Wehrpflicht in Berlin.

Die Wut ist nicht neu!
Hier ist das Konzept der sogenannten Banlieues ganz bedeutend! Auch hier
gäb es so viel darüber zu erzählen, aber kurzgesagt:
Sie waren v.a. nach dem zweiten Weltkrieg errichtete Stadtviertel für das
französische Industriekapital. Hier sammelten sich Arbeiter:innen aus den
ehemaligen  Kolonien  und  einfache  Fabrikarbeiter:innen  aus  dem ganzen
Land in schnell hochgezogenen Siedlungen. Seitdem die Fabrikarbeit ab den
70er  Jahren  durch  Verlagerung  ins  Ausland  (v.a.  Halbkolonien)  deutlich
gesunken  ist,  fielen  viele  der  Bewohner:innen  in  Perspektivlosigkeit.
Ähnliches kennen wir aus vielen ostdeutschen Städten oder dem Ruhrgebiet.

Es entwickelte sich hohe Arbeitslosigkeit und massive soziale Ausgrenzung,
insbesondere migrantisierte Menschen wurden in die Banlieus gedrängt. Die
Menschen hier sollten jetzt für einen Hungerlohn den Billiglohnsektor, v.a. in
den nahen Großstädten, auffüllen und bitte dabei ihren Mund halten.

Was  jetzt  noch  der  Sargnagel  für  die  Menschen  vor  Ort  ist,  ist  die
Sparpolitik, die natürlich auch in Frankreich mit der Militarisierung Hand in
Hand geht. Allein was die Regierung unter Sebastian Lecornu am 1. Oktober
2026 vorgestellt hatte ist zum Kotzen! In dem 54 Milliarden Kürzungspaket
finden sich massiver Stellenabbau im öffentlichen Dienst, 2,5 Mrd. für den
Arbeitsmarkt, 4 Mrd. für die Rente, strengere Begrenzungen bei Krankengeld
und Entschädigung bei Arbeitsunfällen. Eine verpflichtende Studiengebühr
von  270  Euro  war  ebenfal ls  vorgesehen,  wurde  aber  bereits



zurückgenommen. Und wohlgemerkt, das sind die Pläne die obendrauf auf
vorherige Kürzungen und die bereits zuvor fatale Lage im Moment!

Frankreich ist ein Land was sich damit brüsten darf auch mal auf den Putz zu
hauen, wenn der Staat scheiße abzieht. Und so oft wie dort die Hütte brennt,
denken wir  an  die  Gelbwesten-Bewegung oder  die  Bewegung gegen die
Rentenreform 2022, sieht man schon wie viele und regelmäßige Angriffe auf
die Arbeiter:innen und Armen es dort immer wieder gibt.

Der Rassismus in Frankreich
Die Wut kommt aber eben auch aus der besonders starken Unterdrückung
von POCs. Die „Tradition“ aus der Zeit  französischer Kolonialverbrechen,
PoCs in prekäre Jobs zu zwingen, sie aus der Gesellschaft und der restlichen
Arbeiter:innenklasse zu isolieren und extremst zu überwachen, wird auch
heute nahtlos fortgeführt! Rassismus ist sowohl in seiner Funktion für den
französischen Staat und das Kapital essenziell, aber auch immer noch tief in
der Gesellschaft verankert, was auch mit dem aktuellen Rechtsruck immer
weiter befeuert wird.

Zum einen sieht man das an den Banlieus, den Armutsvierteln, wo PoCs ohne
Aufstiegschancen  hingedrängt  und  in  den  letzten  Jahrzehenten
Eingewanderte direkt dorthin gesiedelt wurden. Von dort aus gibt es wenige
Auswege, das System ist  darauf ausgelegt,  die Armut von Generation zu
Generation weiter zu geben und Menschen weiterhin in den Billiglohnsektor
zu zwingen. Was man an der schlechteren und unzugänglichen Bildung sieht,
an den Schulen wo die Proteste ihren Ausgangspunkt nahmen.
Die Überwachung und Kriminalisierung der Banlieus ist stark ausgeprägt.
Die Polizei steht an allen Ecken und Enden und kontrolliert und schikaniert
v.a. migrantisierte Jugendliche Tag für Tag! Die Kontrollen merkt man auch
an den Schulen.

R u n d  u m  G y m n a s i e n  w e r d e n  f ü r  H u n d e r t t a u s e n d e
Videoüberwachungssysteme  angebracht  und  Polizeikontrollen  auf  dem
Schulweg  gehören  zum  Alltag.  Hier  wird  pauschal  jede  PoC  wie  ein
Krimineller behandelt. Für den Ausbau der Repressionsorgane hat der Staat



Geld,  aber  für  die  Lösung  der  sozialen  Probleme,  die  womöglich  erst
Jugendliche in die Kriminalität treibt, da ist nichts da!

„Wir  führen  diese  Blockade  durch,  um unsere  Unzufriedenheit  mit  dem
Schulsystem zu zeigen. Die Regierung kümmert sich nur um unser Kopftuch,
anstatt uns Lehrer in allen Fächern zur Verfügung zu stellen“ Schülerin aus
Sarcelles.

Der  Rassismus  geht  auch  im  Schulalltag  weiter,  seit  2004  existiert  in
Frankreich das Kopftuchverbot, auch für zu lange Röcke werden muslimische
Schüler:innen  bestraft.  Antimuslimischer  Rassismus  in  Reinform!
Schüler:innen berichten von willkürlichen Bestrafungen in den Schulen mit
vorgeschobenen  Gründen,  v.a.  gegenüber  rassistisch  Unterdrückten.  Ein
weiteres  Mittel  dafür  stellt  das  Handyverbot  dar,  welches  es  den
Schulleitungen und Lehrkräften noch einfacher macht dem Rassismus freien
Lauf zu lassen, denn dokumentiert werden kann dieser nicht! Erinnern wir
uns an das Video aus der Ernst-Abbe-Schule in Neukölln, wo ein Lehrer einen
Schüler für das Zeigen einer Palästina Flagge schlägt. In Frankreich hätte
dieses Video gar nicht entstehen können, nicht entstehen sollen.

Was kann die  Jugend in Deutschland davon
lernen?
Auch hier waren Jugendliche zur selben Zeit auf der Straße und sind in den
Streik  getreten,  doch  nicht  bloß  im  kämpferischem  in  der  allgemeinen
Schüler:innenschaft sollte man sich eine Scheibe abschneiden! Auch wenn
die  Organisierung  spontan  war  gibt  es  in  Frankreich  bereits  landesweit
Organisation  in  Strukturen  der  Gegenmacht  von  unten!  Landesweit
organisierte  Schüler:innengewerkschaften.  Das  ist  es,  was  wir  auch  in
Deutschland (und Österreich) aufbauen müssen, um den Schulstreik voran zu
bringen und auszuweiten!  Bereits  bestehende Schulgruppen müssen sich
bundesweit  vernetzen  und  auf  regelmäßigen  Deligiertentreffen  darüber
beraten, wie der Kampf weitergeführt und intensiviert werden kann! Und wir
müssen wegkommen davon, Streik bloß zu verstehen als ein dem Unterricht
fernbleiben und stattdessen demonstrieren. Das hat bereits die Fridays for



Future  Bewegung  nicht  zum Sieg  geführt.  Stattdessen  müssen  wir,  wie
unsere  Genoss:innen  in  Frankreich,  den  Protest  an  die  Schulen  selber
tragen! Mülltonnen mit denen wir die Einfahrt verbarrikadieren, und so den
Schulbetrieb wirklich unmöglich machen, könnten, gibt es bei uns schließlich
auch. Und der deutsche Staat wäre schnell in Bedrängnis, wenn wir sagen:
Bundeswehr raus aus den Schulen, Wehrpflicht wieder abschaffen – Sonst
findet kein Unterricht mehr statt!

Solidarität mit den Streikenden!
Vollste Solidarität mit unseren Klassengeschwistern in Frankreich! Ihr habt
so viel Recht wie es nur geht mit euren Besetzungen und Streiks! Die Schule
muss organisiert werden von uns selbst, von Räten aus Schüler:innen und
Lehrer:innen! Was und wie wir lernen wollen ist unsere Sache! Und das Geld
das wir dafür brauchen, das nehmen wir uns durch massive Besteuerung der
Reichen und Konzerne, in Frankreich wie in Deutschland! 

Letztendlich darf es aber nicht dabei bleiben, dass die Jugend in jedem Land
ihr  eigenes  Ding  fährt!  Die  Wurzel  des  Problems  der  Sparpolitik,  der
Militarisierung, des Rechtsrucks und des Rassismus ist egal wo die selbe, das
imperialistische Weltsystem! V.a. in Europa gilt es den Kampf gemeinsam zu
führen, gegen den EU-Imperialismus, seine Ambitionen, seine Kriege und
seinen  Militarismus.  Der  in  Zeiten  der  Krise  und  im  Kampf  um  die
Neuaufteilung  der  Welt  seine  Lasten  auf  uns  und  auf  all  unsere
Klassengeschwister in allen Nationen legt, insbesondere auf diejenigen in
Halbkolonien! So sind die Bedingungen der Jugendlichen im „Francafrique“,
den noch immer wirtschaftlich abhängigen ehemaligen Kolonien Frankreichs,
noch  wesentlich  beschissener  als  in  Frankreich  selbst!  Die  Jugend  ist,
genauso wie die Arbeiter:innenklasse, international, also müssen wir auch
zur gemeinsamen Kraft werden und international kämpfen!

Wir fordern:

Geld für unsere Bildung, statt für den Krieg – Wir wollen selbstbestimmt und
komfortabel für unsere Zukunft lernen können, nicht dass unsere Zukunft im
Schützengraben endet!



Ob  Deutschland  oder  Frankreich:  Kampf  dem  Staat  und  seinen
Repressionsorganen! Für eine Entwaffnung der Polizei und Ersetzung durch
Selbstschutzorgane aus den Betrieben, Schulen und Nachbarschaften! Für die
Sicherheit  von Arbeiter:innenkiez  und Banlieu  sollten  die  Bewohner:innen
selber sorgen – Keine staatlichen Schlägerbanden! 
Stoppt jeden Rassismus! Für volle Staatsbürger:innenrechte für alle, dort wo
sie  leben!  Für  selbstverwaltete  Antidiskriminierungsstellen  in  Schulen,
Hochschulen,  Betrieben,  etc.!  Für  Religionsfreiheit  und  gegen  rassistisch
motivierte Kleidungsvorschriften!
Für  ein  massives  Investitionsprogramm  in  Schulen,  Universitäten,
Jugendzentren und jegliche Infrastruktur, die für Arbeiter:innen, Jugendliche
und sonstige Unterdrückte relevant ist! Insbesondere dort, wo es am meisten
gebraucht wird, also in den Banlieus und sonstigen Arbeiter:innenvierteln!
Finanziert durch Besteuerung der Reichen und Konzerne! 

Kampf der Militarisierung heißt
Kampf dem Rassismus!
von Lia Malinovski,  aus der REVOLUTION Zeitung Mai 2026, 5 Minuten
Lesezeit

In  den  letzten  Jahren  ist  der  Rassismus  immer  weiter  angestiegen.  Seit
Jahren ist es nicht wegzudenken, dass die Politiker:innen von CDU, SPD,
Grünen und co. Rassistische Aussagen tätigen, um ihre Sozialkürzungen und
Angriffe auf die gesamte Arbeiter:innenklasse zu rechtfertigen. Dabei ist der
antimuslimische Rassismus – auch im Zuge des Genozids in Gaza – zu einem
zentralen Baustein rechter Politik geworden. Es ist kein Zufall,  dass jetzt
Grenzen geschlossen werden, die Abschiebepolitik ein neues Hoch erfährt,
Merz ungestraft Äußerungen zum „Stadtbild“ macht oder die Befugnisse von
Frontex  vergrößert  werden.  Genauso  ist  es  kein  Zufall,  dass  jetzt  die
Wehrpflicht kommt – beides hängt miteinander eng zusammen und ist auf die
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Krise  des  Kapitalismus  zurückzuführen,  die  Nationalismus,  Chauvinismus
und  einen  verstärkten  Kampf  um die  Neuaufteilung  der  Welt  unter  die
imperialistischen Kernländer nötig macht.

Wo liegt der Zusammenhang?
Die Militarisierung basiert auf der Idee einer nationalen Einheit. Logisch,
denn sie ist zur Verteidigung der Nation gedacht, also muss diese Nation
auch einiges gemeinsam haben und einigermaßen Einheitlich sein. Dem steht
Migration diametral entgegen. Die Nation beruht auf den Grenzen zwischen
anderen  Nationen,  auf  der  Abgrenzung  (physisch  und  ideologisch)  von
anderen Nationen,  von der Abgrenzung zwischen dem „Inland“ und dem
„Ausland“, von „uns“ und „den anderen“. Offene Grenzen zerreißen dieses
Gebilde der Nation relativ schnell – gerade in Zeiten der Krise. Während sich
die kapitalistischen Staaten in Phasen relativer Stabilität erlauben können,
dass die Unterschiede zwischen den Nationen geringer werden, also durch
Migration  die  Bevölkerung  vermischt,  muss  zu  Krisenzeiten  dagegen
gearbeitet werden, um als Nation den anderen überlegen und im Inneren
stabil  zu  sein.  Diese  Abgrenzung  findet  nicht  nur  nach  außen  sondern
genauso  auch nach Innen statt  folgt  dabei  aber  der  selben Logik:  auch
Menschen innerhalb der Grenzen des deutschen Staates werden rassistsich
als „außerhalb“ der „deutschen Gesellschaft“ gebrandmarkt.

Um  also  die  Wehrpflicht  einführen  zu  können,  muss  gleichzeitig  der
Rassismus  weiter  ansteigen:  Die  „Verteidigung  des  Vaterlandes“  ist  nur
möglich, wenn es ein solches gibt und das klar von anderen zu unterscheiden
ist.  Einen  weiteren  Aspekt  findet  man  in  der  Kriegspropaganda  die  zur
Legitimation  für  verschiedene  Kriege,  Kriegsvorbereitungen  oder  die
Aufrüstung  an  sich  dient.

Dabei  dient  v.a.  Antimuslimischer  Rassismus,  spätestens  seit  den  frühen
2000ern  als  eine  Schlüsselideologie  für  die  meisten  westlichen
Imperialistischen Staaten, denn er Legitimierte ihre strategisch wichtigen
Kriege in Irak, Afghanistan oder Libyen. Auch heute spielt er eine wichtige
R o l l e  i n  d e r  U n t e r d r ü c k u n g  v o n  B e w e g u n g e n ,  w i e  d e r
Palästinasolidaritätsbewegung,  die  sich  gegen  die  „Staatsräson“  und  die



strategischen Ziele des deutschen Imperialismus stellt nach innen, sowie die
Unterstützung des Israelischen Genozids in Gaza und die Bombardements in
Libanon und Iran legitimiert. Allgemein findet im Imperialistischen Kampf
um die  Neuaufteilung  der  Welt  ein  Anstieg  des  Rassismus  gerade  ggü.
Menschen  statt  denen  Merkmale  des  jeweiligen  Imperialistischen
Konkurrenten oder Halbkolonialen Feind zugeschrieben werden, sei es reale
oder  vermutete  Herkunft,  Religion,  oder  andere  vollkommen Willkürliche
Zuschreibungen. Dies sehen wir auch in dem Anstieg von Antislawischen
Rassismus rund um die Imperialistsiche Invasion Russlands in die Ukraine, so
trifft dieser Rassismus eben auch u.a. Ukrainer:Innen oder Pol:Innen, was in
der rassistischen Logik gar keinen Widerspruch darstellt.

Kriegsproduktion
Nebenbei hat Rassismus auch eine andere, wichtige Funktion: Lohndumping
und  Spaltung  der  Arbeiter:innenklasse.  Die  sowieso  schlechte  Wirtschaft
sucht  aktuell  einen  Ausweg  in  der  Kriegsproduktion.  VW  hat  letztens
angekündigt, nun auch für den Iron Dome (Israels Luftverteidigungssystem)
produzieren  zu  wollen.  Mit  rassistischen  Vorstellungen  und  den
Möglichkeiten  von  Leiharbeit,  kann  der  Lohn  gedrückt  werden  und  die
Kapitalist:innen  Geld  sparen.  People  of  Colour  sollen  also  zeitgleich  für
Deutschland produzieren und die Löhne drücken, als „Dank“ dafür werden
sie  zusätzlich  aus  der  Gesellschaft  ausgegrenzt  und  müssen  vor
Abschiebungen Angst haben. Produzieren nicht für irgendwas, sondern für
die Tötung und Ermordung oft ihrer eigenen Familie in den Kriegsgebieten,
um die Deutschland mit anderen Imperialist:innen kämpft. Sei es Iran, wo
aus Deutschland heraus Drohnen gesteuert werden und offene Unterstützung
für die Ziele vom zionistisch-amerikanischen Angriff zum guten Ton gehört,
sei es Gaza, wo Deutschland der drittgrößte Waffenlieferant ist und selbst
Berichterstattung defacto mit dem Tod bestraft wird, sei es Sudan, wo auch
wieder  Waffen aus Deutschland geliefert  werden und zeitgleich niemand
drüber  redet.  PoC  sind  stärker  von  den  massiven  Kürzungen  und  dem
Sozialabbau  betroffen  und  werden  öfter  in  prekäre  Lebensrealitäten
gedrängt. Von den körperlichen Angriffen von Polizei, Staat und Nazis ganz
zu schweigen.



Antirassistischer Kampf gegen Krieg!
Als Bewegung gegen die Wehrpflicht und die Militarisierung müssen wir den
Zusammenhang  zwischen  Militarisierung  und  Rassismus  verstehen  und
beides  als  einen  gemeinsamen  Kampf  kämpfen.  Es  ist  unsere  Pflicht,
Organisationen von PoC und Migrant:innen auf unseren Streiks eine Bühne
zu  bieten,  aktiv  einbinden  und  Kämpfe  gegen  Abschiebungen,  gegen
Rassismus  aktiv  und  direkt  unterstützen.  Die  Schulkomitees  und
Streikkomitees  müssen  Anlaufstellen  für  Rassismusbetroffene  sein,  wo
gemeinsam Diskutiert  wird,  wie  der  alltägliche Rassismus in  Schule  und
Gesellschaft bekämpft wird. Sie müssen ein Ort sein, an dem gemeinsam
gegen  Abschiebungen  aus  unseren  Schulen  oder  gegen  rassistische  und
koloniale Vorstellungen aus den Lehrbüchern gekämpft wird.

Wenn  wir  uns  selbst  ernst  nehmen  wollen  als  Bewegung  gegen  die
Wehrpflicht,  dann  müssen  wir  eine  internationalistische  Perspektive
einnehmen. Wir dürfen nicht in das Schweigen zu Gaza einstimmen, sondern
müssen deutlich und laut für ein freies Palästina und gegen die deutsche
Mittäter:innenschaft sein. Wir müssen die imperialistischen Ambitionen des
Westens als solche offenlegen und bekämpfen.

Für offene Grenzen und Staatsbürger:innenrechte für alle, dort wo sie leben!
Für  den Kampf  gegen alle  Abschiebungen,  Abschiebegefängnisse  und die
Abschottungspolitik der EU und Deutschlands!
Kampf der Wehrpflicht heißt Kampf der Aufrüstung! Kein Cent, kein Mensch
dem Militarismus, für die Abschaffung der Bundeswehr!
Keine Unterstützung Israels! Hands off Iran! Für nationale Selbstbestimmung
der unterdrückten Nationen! Für das Recht auf freie Meinungsäußerung zu
Gaza, stopp der Sanktionen gegen Hüseyin Dogru!
Für  den  Aufbau  von  demokratischen  Selbstverteidigungsstrukturen  in
Stadtteilen, Betrieben und Schulen gegen die rassistischen Angriffe von Staat,
Polizei und Nazis!
Für  den  Aufbau  von  Antidiskriminierungsstellen  in  unseren  Schulen,  die
unabhängig  von  Schul le i tung  und  der  Schüler : innenschaft
rechenschaftspflichtig  sind!



GEAS  und  Aufrüstung:  Zwei
Seiten derselben Medaille
von S. Rius und Sonti M., August 2026, 9 Minuten Lesezeit

Ende Juli durchbrachen mehrere zehntausend Geflüchtete die Grenze einer
Exklave  des  spanischen  Staates  auf  marokkanischem  Land.  Mittlerweile
wurden die meisten von ihnen wieder brutal nach Marokko zurückgeschickt,
mindestens 70 von ihnen starben auf der Flucht. Die spanische Regierung
brüstet  sich  stolz  damit,  Migrant:innen  konsequent  am  Betreten
europäischen  Festlandes  gehindert  zu  haben  und  erhält  dabei  Applaus
diverser EU-Mitgliedsstaaten, so auch der BRD, welche dies als Anlass nimmt
noch barbarischere brutale Maßnahmen an EU-Außengrenzen zu fordern.
Dieser rassistische Massenmord zeigt sich wieder einmal als Realität in der
„Europäischen Demokratie“.

Es reiht sich ein in eine seit Jahren andauernde Aufrüstung der Europäischen
Außengrenzen – militärisch durch Mörderbanden wie Frontex oder rechtlich
durch rassistische Gesetzpakete wie GEAS. Sie sind eine Seite derselben
Medaille der allgemeinen Aufrüstung der EU und der BRD im Besonderen.

GEAS – Ein rassistisches Gesetzpaket
Die GEAS-Reformen (Gemeinsames Europäisches  Asylsystem) stellen eine
Neugestaltung der europäischen Asylpolitik dar. Diese wurden als Reaktion
auf  die  steigenden  Flucht-  und  Migrationsbewegungen  der  letzten  Jahre
beschlossen  und  sehen,  laut  Aussage  ihrer  Autor:innen,  vor  allem  eine
stärkere Kontrolle der EU-Außengrenzen, den „Bau von Grenzlagern“, die
„Beschleunigung  von  Asylverfahren“  sowie  die  „Verringerung  der
Sekundärmigration“ vor. Ziel der Reformen ist es nach offizieller Darstellung,
Asylverfahren effizienter zu gestalten und die Mitgliedstaaten zu entlasten.
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Im Klartext heißt das in der Realität v.a. möglichst effektive Aussiebung,
welche  Migrant:innen  für  den  Arbeitsmarkt  brauchbar  sind  und  welche
brutal abgeschoben werden sollen, sowie das zur Hölle machen des Lebens
von Migrant:innen durch immer härtere Gewalt und Schikanen bis hin zu
oben genannten „Grenzlagern“.

Asylverfahren sollen zukünftig innerhalb von zwölf Wochen abgeschlossen
werden.  Bereits  an  den  EU-Außengrenzen  soll  durch  ein  sogenanntes
„Screening-Verfahren“ aussortiert werden, wer weiterkommt und wer nicht.
Hier wird vorausgewählt, wer ein „Grenzverfahren“ bekommt und wer im
Inland das Asylverfahren antreten darf. Deutschland möchte die Maßnahmen
zusätzlich mit sogenannten Sekundärmigrationszentren ergänzen. Dort sollen
Asylsuchende in  staatlichen Grenzlagern interniert  werden,  die  in  einem
anderen  Land  bereits  ein  Asylverfahren  durchlaufen  haben  und  in
Deutschland einen weiteren Antrag gestellt haben. Dafür wird unter anderem
die Eurodac-Datenbank erheblich ausgebaut. Neben Fingerabdrücken sollen
weitere biometrische Daten wie Gesichtsbilder gespeichert werden. Dadurch
sollen  Personen  schneller  identifiziert  und  ihre  Bewegungen  präziser
innerhalb  Europas  verfolgt  werden.

Diese  Reform  umgeht  schlicht  selbst  bürgerliche  Grund-  und
Verfassungsrechte, fördert massiv den Ausbau staatlicher Überwachung und
trägt  aktiv  zur  Erzeugung eines  künstlichen Feindbildes  bei,  welches  zu
erhöhtem Rassismus und der Entmenschlichung von Migrant:innen beiträgt,
um  die  gegenwärtige  Gewalt  als  „Verteidigung“  zu  rechtfertigen.  Eine
Politik, die es normalisiert, Migrant:innen aufgrund ihrer Herkunft an den
Grenzen zu misshandeln, uns Bilder von leidenden und frierenden Familien
an  den  Grenzen  „auszuhalten“  anmahnt,  Entrechtungen  mit
„Bauchschmerzen“  akzeptiert  oder  solidarische  Unterstützung  von
Geflüchteten  behindert  und  kriminalisiert,  schafft  gezielt  rassistische
Spaltung und Demütigung von Migrant:innen.  Dieses  Gesetzpaket  bedarf
natürlich  in  der  Durchsetzung  auch  einer  personellen  und  technischen
Aufrüstung der Abschiebebehörden v.a. an den EU-Außengrenzen.



Militarisierung: die andere Seite der Medaille
Während also die EU an den Außengrenzen aufrüstet, um eine möglichst
harte Abschottungspolitik durchzusetzen, rüsten auch ihre Mitgliedsstaaten
ihr  „konventionelles“  Militär  auf  und  schließen  milliardenschwere
Rüstungsdeals  ab.
In Deutschland zeigt sich diese Entwicklung besonders deutlich. Aufgrund
des  „Personalmangels“  bei  der  Bundeswehr  wurde  ein  neues
Wehrdienstmodell eingeführt. Männer, die nach dem 1. Januar 2008 geboren
wurden,  sollen  verpflichtend  gemustert  werden.  Reichen  die  freiwilligen
Bewerber  nicht  aus,  wird  über  eine  Wiedereinführung  der  Wehrpflicht
diskutiert.  Damit  soll  langfristig  sichergestellt  werden,  dass  genügend
Personal  für  die  Bundeswehr  zur  Verfügung  steht.

Doch nicht nur personell wird stark aufgerüstet:
In den letzten 10 Jahren sind die Militärausgaben in die Höhe geschnellt.
2020 erreichen die weltweiten Militärausgaben einen neuen Rekord:  laut
dem Stockholmer Friedensforschungsinstitut SIPRI liegen diese bei  1,981
Billionen Dollar, so viel wie noch nie. Der deutsche Verteidigungshaushalt
soll  bis  2029  auf  etwa  3,5  Prozent  des  Bruttoinlandsprodukts  steigen.
Zusätzlich stehen 100 Milliarden Euro aus dem Sondervermögen für  die
Bundeswehr zur Verfügung. Neben dem Ausbau der Bundeswehr werden
Gesetze  verändert,  um  die  Beschaffung  von  Rüstungsgütern  zu
beschleunigen. Dadurch profitiert hauptsächlich die Rüstungsindustrie, die
durch große Staatsaufträge und umfangreiche Investitionen hohe Gewinne
erzielt.

Wir wissen dabei: Diese Aufrüstung dient jedoch in erster Linie nicht dem
Schutz  der  Bevölkerung.  Stattdessen  soll  sie  die  politischen  und
wirtschaftlichen Interessen des Staates und dessen Bourgeoisie absichern.
Als Block im imperialistischen Kampf um die Neuaufteilung der Welt wird in
Sachen Abschottung und Aufrüstung an einem Strang gezogen, um das Bild
einer  geeinten  EU  zu  festigen.  Wie  alle  imperialistischen  Großmächte,
versucht auch die EU, ihre wirtschaftlichen und geopolitischen Interessen
stärker  abzusichern.  Militärische  Stärke  wird  dabei  zu  einem  immer
wichtigeren  Mittel,  um  die  eigenen  Interessen  durchzusetzen.



Abschottungspolitik und Militarisierung – wo
liegt der Zusammenhang?
Militarisierung  bedeutet  dabei  mehr  als  nur  eine  starke  Armee.  Sie
beschreibt  auch  die  zunehmende  Ausrichtung  der  Gesellschaft  auf
militärisches Denken und Handeln und einer Identifikation mit Staat und
Nation, Propagandesendungen der Bundeswehr wie die YouTube Sendung
„Generation Wehrdienst“, die gezielt Junge Menschen anspricht, sind dabei
ein  Mittel  staatlicher  Propaganda.  Die  Bevölkerung  soll  auf  mögliche
zukünftige Kriege vorbereitet und für diese mobilisiert werden. Dazu wird
häufig  die  Vorstellung  einer  „inneren  nationalen  Einheit“  oder  einer
gemeinsamen Nation betont, wodurch ein Gefühl der Zusammengehörigkeit
geschaffen werden soll.

Offene Grenzen widersprechen diesem ideologischen Gebilde der Nation –
gerade in Zeiten der Krise.  Während sich die kapitalistischen Staaten in
Phasen relativer Stabilität erlauben können, dass die Unterschiede zwischen
den  Nationen  geringer  werden  und  insb.  zur  Gewinnung  billiger
Arbeitskräfte gezielt Migrationsbewegungen gefördert werden können, muss
zu  Krisenzeiten  v.a.  ideologisch  dagegen  gearbeitet  werden.  Diese
Abgrenzung findet nicht nur nach außen, sondern genauso auch nach innen
statt.  Folgt  dabei  aber  derselben  Logik:  auch  Menschen  innerhalb  der
Grenzen  des  deutschen  Staates  werden  rassistisch  als  „außerhalb“  der
„deutschen Gesellschaft“ gebrandmarkt, Aussagen wie Merz Aussage zum
“Stadtbild” sind dafür exemplarisch. Genau hier kommen die GEAS ins Spiel.
Sie sind die gesetzliche Verankerung eben dieser rassistischen Propaganda
als mörderische Abschottungspolitik.

Neben dem Schaffen einer künstlichen nationalen Einheit hat der Rassismus
jedoch noch andere Funktionen, wie die Spaltung der Arbeiter:innenklasse.
Während die  EU massive Geldsummen in  Militarisierung steckt,  wird an
jeder Ecke gekürzt. Wir erleben aktuell den größten Generalangriff auf die
Arbeiterinnenklasse seit  der Agenda 2010.  Es ist  eine Zeit  des massiven
Klassenkampfes von oben, auf den es eine Antwort von unten braucht. Um
genau dies zu verhindern, wird die Spaltung der Klasse durch Rechtsruck



und dessen Auswirkungen vorangetrieben. Eine besonders große Rolle spielt
dabei der Rassismus, seit den frühen 2000ern besonders der antimuslimische
Rassismus.

Bundeswehr – progressiv und vielfältig?
Gleichzeitig  ist  der  Bundeswehr  ein  progressives  Image  und  ein
Wiederspiegeln der vielfältigen Gesellschaft wichtig, sodass eben jene sich
angemessen  repräsentiert  und  gesehen  fühlt,  was  wiederum  zu  mehr
Akzeptanz und Legitimität der Bundeswehr führen soll. So inszeniert sich die
Bundeswehr  als  querfreundlich  auf  CSDs  und  auf  auf  den  unzähligen
Werbeplakaten, die unsere Straßen „schmücken“ sind allen voran Frauen
und PoC zu sehen.

Immer wieder wird auch darüber diskutiert, ob nicht auch Menschen ohne
deutschen Pass in die Bundeswehr könnten – allerdings nicht aus Image-
Gründen. Zuletzt schlug der CDU-Abgeordnete Roderich Kiesewetter 2025
vor Migrant:innen die deutsche Staatsbürgerschaft zu geben, wenn sie ein
verpflichtendes Gesellschaftsjahr bei der Bundeswehr absolvieren. Und so,
wie  es  derzeit  mit  der  Rückmeldungsquote  auf  die  Musterungsbriefe
aussieht, ist es nicht unmöglich, dass diese Forderung in Zukunft mehr zu
hören sein wird. 2024 schrieb auch die Konrad-Adenauer-Stiftung in einem
Dokument: „Die Zulassung ausländischer Staatsbürger in die militärischen
Laufbahnen der Bundeswehr und die damit einhergehende Vergrößerung des
potentiellen Personalpools stellt eine mögliche Antwort auf die Personalnot
der  Streitkräfte  dar.“  Dass  es  aus  vielerlei  Hinsicht  problematisch  ist,
Menschen mit der in vielen Fällen lebensnotwendigen Staatsbürgerschaft zu
bestechen, ist mehr als offensichtlich.

Rassismus:  Instrument  der  Spaltung  und
Ausbeutung!
Menschen  mit  Migrationshintergrund  sind  aber  nicht  nur  bei  der
Bundeswehr die Personen, die gelockt und ausgenutzt werden sollen, wenn
Not  herrscht.  Leiharbeit  und  Lohndumping  haben  in  der  BRD  lange



Tradition. Die sowieso schlechte Wirtschaft sucht aktuell einen Ausweg in
der Kriegsproduktion. Mit rassistischen Vorstellungen und den Möglichkeiten
von Leiharbeit, kann der Lohn gedrückt werden und die Kapitalist:innen Geld
sparen.

Rassismus wird also nicht nur als Vorwand für Kriege verwendet und dient
der  Spaltung  der  Arbeiter:innenklasse  –  Betroffene  werden  zusätzlich  in
prekäre  Arbeitsverhältnisse  oder  in  Zukunft  vielleicht  sogar  in  die
Bundeswehr gedrängt, wo sie dann Kriegsgerät produzieren, welches „im
Namen  der  Demokratie“  oder  wie  es  eigentlich  heißen  sollte:  für  die
Interessen des imperialistischen Deutschlands deren Verwandte im Iran, in
Palästina oder in anderen Kriegen und Genoziden ermordet werden, oder sie
sollen gleich selbst an die Waffe und als Kanonenfutter dienen, aus Angst,
dass ihnen sonst  die  Abschiebung droht.  Gleichzeitig  sind Menschen mit
Migrationshintergrund besonders von den Kürzungen und vom Sozialabbau
betroffen  und  werden  öfter  in  prekäre  Lebenslagen  gedrängt  und  sind
zunehmend Polizeigewalt,  Rassismus und (Alltags-)Rassismus und rechter
Gewalt ausgesetzt.

Antirassistischer Kampf gegen Krieg!
Als Bewegung gegen die Wehrpflicht und die Militarisierung müssen wir den
Zusammenhang  zwischen  Militarisierung  und  Rassismus  verstehen  und
beides  als  einen gemeinsamen Kampf  kämpfen –  denn,  wie  wir  gesehen
haben: sie entspringen beide derselben Ursache – dem Kapitalismus und
dessen  Krise.  Es  ist  unsere  Pflicht,  Organisationen  von  PoC  und
Migrant:innen auf unseren Streiks eine Bühne zu bieten, aktiv einzubinden
und Kämpfe gegen Abschiebungen,  gegen Rassismus aktiv  und direkt  zu
unterstützen. Die Schulkomitees und Streikkomitees müssen Anlaufstellen
für  Rassismusbetroffene  sein,  wo  gemeinsam  diskutiert  wird,  wie  der
alltägliche Rassismus in Schule und Gesellschaft bekämpft wird. Sie müssen
ein Ort sein, an dem gemeinsam gegen Abschiebungen aus unseren Schulen
oder gegen rassistische und koloniale Vorstellungen aus den Lehrbüchern
gekämpft wird.
Antirassismus und der Kampf gegen das europäische Grenzregime darf auf



den  Schulstreiks  gegen  die  Wehrpflicht  nichts  Abstraktes  sein!  Er  ist
untrennbar mit dem Kampf gegen Militarisierung verbunden!

Wenn  wir  uns  selbst  ernst  nehmen  wollen  als  Bewegung  gegen  die
Wehrpflicht,  dann  müssen  wir  eine  internationalistische  Perspektive
einnehmen. Wir dürfen nicht in das Schweigen zu Gaza einstimmen, sondern
müssen deutlich und laut für ein freies Palästina und gegen die deutsche
Mittäter:innenschaft sein. Wir müssen die imperialistischen Ambitionen des
Westens als solche offenlegen und bekämpfen.

Wir fordern:

Für offene Grenzen und Staatsbürger:innenrechte für alle, dort wo sie leben!
Für  den Kampf  gegen alle  Abschiebungen,  Abschiebegefängnisse  und die
Abschottungspolitik der EU und Deutschlands!
Kampf der Wehrpflicht heißt Kampf der Aufrüstung! Kein Cent, kein Mensch
dem Militarismus, für die Abschaffung der Bundeswehr!
Keine Unterstützung Israels! Hands off Iran! Für nationale Selbstbestimmung
der unterdrückten Nationen! Für das Recht auf freie Meinungsäußerung zu
Gaza, Stopp der Sanktionen gegen Hüseyin Dogru!
Für  den  Aufbau  von  demokratischen  Selbstverteidigungsstrukturen  in
Stadtteilen, Betrieben und Schulen gegen die rassistischen Angriffe von Staat,
Polizei und Nazis!
Für  den  Aufbau  von  Antidiskriminierungsstellen  in  unseren  Schulen,  die
unabhängig  von  Schul le i tung  und  der  Schüler : innenschaft
rechenschaftspflichtig  sind!

ICE Mord in  Minneapolis  –  Ob
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USA,  oder  Deutschland:  Gegen
die Mördertruppen des Kapitals
Von Yorick F.. Januar 2026, 5 Minuten Lesezeit

Am 07.01.2025 wurde die 37-jährige Renee Nicole Good von einem ICE (U.S.
Immigration and Customs Enforcement) Agenten erschossen, während sie in
ihrem Auto saß. Die offizielle Version war, dass sie dabei versuchte die ICE
Agenten  mit  ihrem  Auto  „anzugreifen“  Donald  Trump  selbst  sprach  im
Nachgang davon,  dass sie versucht hätte diese zu überfahren und Kristi
Noem, die Innenministerin Trumps, sprach in ihrem Statement von „domestic
terrorism“ und einem richtigen Handeln des ICE Agenten.

Was wirklich passiert ist
All das sind dreiste Lügen. Wie absurd diese sind zeigt sich allein daran, dass
selbst bürgerliche Politiker:Innen sich offen dagegen aussprechen: So sprach
der demokratische Gouverneur von Minnesota von „falschen Narrativen“ und
der ebenfalls demokratische Bürgermeister sagte auf einer Pressekonferenz
an die ICE Agenten gerichtet „Get the fuck out“.

Auch wenn wir kein zu großes Vertrauen in die demokratische Partei haben
sollten, so haben sie in diesem Fall Recht! Alle Videos die es von dem Mord
durch  Trumps  rassistische  Häscher  gibt  zeigen,  dass  das  Auto  welches
angeblich eine tödliche Gefahr für die ICE Agenten war, von ihnen weg fuhr.
Dass sie extra aus ihrem Auto aussteigen um auf dieses zu zugehen und, dass
sie immer noch auf das Auto feuerten, als es weiter von ihnen weg rollte und
die Frau am Steuer vermutlich bereits tot war.

Wie  sich  der  schießende  ICE  Agent,  der  angeblich  danach  in  einem
Krankenhaus in  Minneapolis  behandelt  wurde,  verletzt  haben soll,  bleibt
dabei unklar. Was aber auf jeden Fall klar ist, ist dass es sich bei dem Mord
in  Minneapolis  nicht  um  „domestic  terrorism“  handelte,  dafür  aber  um
waschechten Staatsterrorismus.

https://onesolutionrevolution.de/ice-mord-in-minneapolis-ob-usa-oder-deutschland-gegen-die-moerdertruppen-des-kapitals/
https://onesolutionrevolution.de/ice-mord-in-minneapolis-ob-usa-oder-deutschland-gegen-die-moerdertruppen-des-kapitals/


Was bleibt ist die Trauer der Familie und Freunde von Renee Good, welche
Mutter  eines  7-jährigen  Kindes  war,  denen  wir  unser  tiefstes  Mitgefühl
aussprechen.

Belagerung von Minneapolis
2.000 ICE-Agent:Innen sind aktuell in Minneapolis stationiert, als Teil der US
weiten Jagd auf Migrant:Innen durch ICE. Seit der Amtseinführung von US-
Präsident  Trump jagt  ein  reaktionärer  Angriff  den  anderen.  Erst  kamen
Angriffe auf die Rechte von trans Personen und Frauen, kurz darauf folgte
die  Erlaubnis,  dass  ICE  (Einwanderungs-  und  Zollbehörde)  migrantische
Gemeinschaften,  mehr  oder  weniger  nach  Belieben,  terrorisieren  darf.
Menschen werden auf offener Straße, an ihrem Arbeitsplatz und zu Hause
von  Beamt:innen  in  Zivil  abgefangen,  in  drakonischen  Abschiebeknästen
festgehalten  und  abgeschoben.  Die  Behörde  wird  dabei  auf  ihrer
Menschenjagd durch Zielquoten von 3.000 täglichen Festnahmen getrieben.
Zusätzlich wurde die Staatsbürger:innenschaft per Geburt abgeschafft.

Um  das  nötige  Personal  für  diesen  gezielten  Terror  gegen  die
Bewohner:innen  insbesondere  liberaler,  von  Demokrat:innen  regierter,
Großstädte  heranzuschaffen,  rekrutiert  ICE  bekannter  Maßen  ehemalige
„Proud Boys“ (paramilitärisch anmutender rechter Männerbund) und andere
militante MAGA Anhänger:innen, von denen sicherlich nicht wenige bei dem
von Trump inszenierten Putschversuch im Januar 2021 beteiligt waren.

Die Trump-Regierung zelebriert regelrecht den Terror und die Grausamkeit,
veröffentlicht Videos von Abschiebeflügen und Festnahmen und kündigt auch
verbal an: „We’re coming for you“ (Wir kriegen euch). Als sich Widerstand
gegen den rassistischen Terror in Metropolen wie Los Angeles, New York
und  Chicago  bildete,  setzte  die  Trump-Regierung  die  National  Guard
(Nationalgarde; Reserve der Streitkräfte und Miliz der föderalen Teilstaaten)
in  mehreren Städten ein.  Insbesondere in  Los Angelos  eskalierte  das zu
Massenprotesten und auch der demokratische Gouverneur Gavin Newsome
stellte  sich  offen  Trump  entgegen.  Weil  das  Einsatz  der  Nationalgarde
eigentlich  Sache  des  Gouverneurs  ist,  weniger  aus  grundsätzlicher
Ablehnung  des  Abschiebeterrors.



Der Einmarsch von ICE in Minneapolis und der Nachbarstadt Saint Paul,
ebenfalls  bekannt  als  Hochburgen  der  Demokrat:innen  aber  auch  linker
Kräfte, ist dabei v.a. ein Angriff auf die dortige Somalische Community. Dabei
wird  unter  fadenscheinigen  „Betrugs“anschuldigen  gegen  somalische
Nonprofit-Organisationen  Jagd  auf  Migrant:Innen  gemacht.

Es formierten sich nach dem Mord an Renee Good schnell  in  mehreren
Städten, v.a. in Minneapolis selbst, Proteste gegen den Mord und gegen die
ICE  Präsenz  insgesamt,  die  auch  teils  militant  gegen  die  staatliche
Terrorbande vorgingen. Das ist richtig so und muss weitergehen! Es braucht
Proteste der Migrant:innen,  aber auch aller  Arbeiter:innen und sonstiger
Unterdrückter wie Frauen und Queers, gegen das Regime Trump und seine
staatlich  bezahlten  und  organisierten  Terrorist:innen!  Dazu  braucht  es
Komitees in Schulen, Unis, Betrieben und Nachbarschaften, die auch bereits
sind, ihre Freund:innen, Nachbar:innen und Kolleg:innen aktiv und direkt
gegen ICE und Co. zu verteidigen!

Ob in der BRD oder den USA – nieder mit den
rassistische Mörderbanden!
Auch in Deutschland mordet die Polizei regelmäßig. Am selben Tag an dem
Renee Nicole Good erschossen wurde, jährte sich der Mord an Oury Jalloh
durch Polizist:Innen in Dessau zum 21. Mal. Dieser brutale rassistische Mord
ist nach Jahren der Vertuschung durch Polizei und Staatsanwaltschaft immer
noch nicht aufgeklärt. Die Mörder:innen laufen frei rum, tragen entweder
noch immer eine Uniform oder beziehen übige Beamt:innenpensionen.

In der Nacht zu Ostersonntag letzten Jahres wurde der 21-jährige Lorenz von
einem Oldenburger Polizisten von hinten erschossen. Die Ermittlungen gegen
seinen Mörder tätigen dessen Kolleg:innen aus Delmenhorst, welche 4 Jahre
zuvor  selbst  den  19-jährigen  Qosay  Sadam  Khalaf  ermordeten.  Die
Ermittlungen dazu leitete damals,  völlig  „neutral“  und „unabhängig“,  die
Polizeidirektion  aus  Oldenburg.  Das  hieran  nichts  „neutral“  oder
„unabhängig“  ist,  sollte  keiner  weiteren  Erklärung  bedürfen.

Wir sehen, dass wir kein Vertrauen in die Polizei und den bürgerlichen Staat



haben können und fordern deshalb in der BRD wie in der USA und überall
sonst auf der Welt:

F ü r  d e m o k r a t i s c h  l e g i t i m i e r t e  u n d  k o n t r o l l i e r t e
Selbstverteidigungsstrukturen der Arbeiter:innen, Jugendlichen und
aller Unterdrückten des Kapitalismus!

Keine  Massenüberwachung  z.B.  durch,  Vorratsdatenspeicherung,
Bundestrojaner, Videoüberwachung usw.!

Kein Racial Profiling und ein hartes Aburteilen von Bullen, die Racial
Profiling betreiben!

Polizist:innen,  die  gewalttätig  werden,  sollen  vor  Volksgerichte
gestellt und bei Bedarf abgeurteilt werden! Dafür müssen sie durch
ein individuelles Erkennungszeichen identifizierbar sein!

Keine Militarisierung der Polizei. Sofortige Entwaffnung der Polizei,
insbesondere im Bezug auf Taser, Maschinenpistolen, Knarren und
Handgranaten!

Für  ein  Verbot  jeglicher  Abschiebung  und  Zerschlagung  aller
Abschiebebehörden – Volles Staatsbürger:innenrecht für alle, dort wo
sie leben!



Internationales  Statement  von
Revolution  zur  antisemitischen
Tat  in  Australien  am  Bondi
Beach
Von Yorick F., Lesezeit 3 Minuten

Am Morgen des 14.12. eröffneten zwei Schützen am Bondi Beach in der
australischen Hauptstadt Sydney das Feuer auf etwa 1000 Menschen, die
sich im Rahmen der Chanukka-Festlichkeiten am Strand versammelten.

Die  beiden  Schützen,  die  15  Menschen  am Bondi  Beach  getötet  haben,
begingen  einen  abscheulichen  antisemitischen  Terrorakt,  der  weltweit
verurteilt  werden  muss.  Nicht  zuletzt  von  uns,  die  wir  uns  für  die
Verteidigung  der  Menschen  in  Gaza,  als  Opfer  von  massivem
Staatsterrorismus,  sowie  für  ihr  Recht  auf  Widerstand  einsetzen.

Die Täter dieser abscheulichen Tat waren laut Polizeibericht Anhänger des
Islamischen Staates (IS), dessen Opfer sich größtenteils in den arabischen
und muslimischen Ländern des Nahen Ostens befinden. Sie waren Vater und
Sohn, welche in den Außenbezirken Sydneys lebten und durch das mutige
Eingreifen eines syrischen Obsthändlers davon abgehalten werden konnten,
noch mehr Menschen zu ermorden.

In erster Linie muss unser tiefstes Mitgefühl den Familien der Opfer, ihren
Freunden und den Zeugen dieses Grauens, die gerade fröhlich das jüdische
Winterfest Chanukka feierten, gelten. Einer der Getöteten war offenbar ein
Überlebender des Holocaust.

Die Linke hat sich trotz der Verleumdungen Israels und der Zionisten, dass
die Verteidigung Palästinas gleichbedeutend mit Antisemitismus sei, stets als
prinzipientreue und militante Gegnerin rechter faschistischer Kräfte gezeigt,
unabhängig von deren konkreten rassistischen und religiösen Ideologien. Wir
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müssen die jüdischen Gemeinden weiterhin gegen jede Form dieser giftigen
Ideologie verteidigen, von einfachen Beschimpfungen bis hin zu Angriffen auf
Einzelpersonen  oder  Gotteshäuser.  Dies  gilt  umso  mehr  in  Zeiten  eines
globalen Rechtsrucks,  welcher auch die rassistischen wie antisemitischen
Angriffe auf Jüd:innen weltweit in die Höhe treibt.

Israelische Politiker:innen und ihre rechtskonservativen Anhänger haben sich
beeilt, die Massenbewegungen zu verurteilen und in einen Zusammenhang
mit  diesem  antisemitischen  Anschlag  zu  bringen,  die  sich  gegen  den
anhaltenden  Völkermord  in  Gaza  und  die  ethnische  Säuberung  im
Westjordanland richten. In der Stoßrichtung werden sie dabei von westlichen
Regierungen  verteidigt  und  unterstützt.  Solche  instrumentalisierenden
Diffamierungen gegen eine Bewegung gegen einen Genozid weisen wir als
eine  Verhöhnung der  Opfer  und als  im Kern  selbst  antisemitisch  scharf
zurück!

Wir weisen darauf hin, dass in den USA, Großbritannien und vielen anderen
Ländern  jüdische  Menschen,  darunter  auch  Holocaust-Überlebende,  an
Palästina-solidarischen  Demonstrationen  teilgenommen  haben,  für  ihre
Anklagen  begrüßt  wurden  und  eine  herausragende  Rolle  bei  deren
Organisation gespielt haben. Wir dürfen niemals vergessen, welche Rolle der
Antisemitismus im 20. Jahrhundert gespielt hat, der im Holocaust gipfelte. Er
inspiriert  unseren  Widerstand  gegen  alle  Formen  des  Völkermords.  Die
Identifizierung von Jüd:innen weltweit mit einem genozidalen Apartheidstaat
und die Instrumentalisierung ihrer Unterdrückung, ihrer Trauer und ihres
Leids  für  diesen  durch  die  rechtsradikale  Netanjahu-Regierung und  ihre
westlichen Verbündeten sind an Heuchelei  und Widerwärtigkeit  kaum zu
überbieten und müssen von uns bekämpft werden!

Sie zeigen auch auf, wie Israel nicht als ein internationales Bollwerk gegen
Antisemitismus gesehen werden kann, sondern im Gegenteil ein Hindernis im
Kampf gegen den weltweit grassierenden Antisemitismus darstellt!

Das oft bemühte und an sich richtige „gegen jeden Antisemitismus“ muss
auch eben dies in den Blick nehmen, um tatsächlich gegen Antisemitismus zu
kämpfen und nicht nur zum Werkzeug zur Diffamierung antizionistischer und



palästinasolidarischer Kräfte zu dienen.

Ob  in  Australien,  den  USA,  Europa  oder  sonst  wo:  Wir  müssen  alle
Unterdrückten,  welche  Ziele  dieser  und  anderer  Formen  des  Rassismus
werden,  in Europa v.  a.  muslimische sowie jüdische Gemeinschaften und
Geflüchtete und Asylsuchende,  schützen.  Wir  müssen dafür kämpfen,  die
Jugend und die Arbeiter:innenklasse gegen dieses Gift zu mobilisieren, das
darauf  abzielt,  ihren  gemeinsamen  Kampf  gegen  Imperialismus  und
Kapitalismus  zu  spalten  und  zu  schwächen.

Wir müssen für demokratische Selbstverteidigungsstrukturen gegen solche
Angriffe  kämpfen  und  für  eine  Bewegung,  welche  dem  Elend  des
Kapitalismus und seiner rassistischen und mörderischen Unterdrückung und
Gewalt ein Ende setzen kann!

Schweigen,  Vertuschen,  Lügen,
Bekämpfen: Wie Deutschland an
Schulen mit Palästina umgeht
von Brokkoli Bittner, November 2025, 8 Minuten Lesezeit

Wie  kein  zweites  Land  steht  Deutschland  an  der  Seite  Israels.  Die
bedingungslose Unterstützung für Vertreibung, Besatzung und Mord zieht
sich  durch alle  Teile  der  deutschen Gesellschaft.  So  gehört  sie  auch zu
unseren Schulen, so selbstverständlich wie rechte Lehrkräfte oder kaputte
Toiletten. Doch auf welche Weise Schüler:innen zu Besatzungs-Fans erzogen
werden, hat sich verändert und geschieht auf anderen Ebenen als an den
Universitäten. Und genau wie die Geschichte der Unterdrückung Palästinas
entstand diese Indoktrinierung lange vor dem 7. Oktober 2023.
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Der sogenannte „Nahostkonflikt“
Wenn  es  an  Schulen  um  Palästina  geht,  dann  nur  unter  dem  Label
„Nahostkonflikt“.  Dieses  Wort  wird  nicht  zufällig  verwendet:  es  soll
suggerieren,  es  würde  sich  um eine  Auseinandersetzung  auf  Augenhöhe
handeln.  Doch  diese  Erzählung  ist  falsch:  Israel  besetzt  große  Teile
Palästinas. Palästinenser*innen sind in Israel Menschen zweiter Klasse. Diese
Verharmlosung ist kein Zufall: sie dient dazu, die Unterdrückung Palästinas
unsichtbar  zu  machen,  um Israel  von  seinen Verbrechen reinzuwaschen.
Über  die  Unterdrückung  Palästinas  selbst  wird  in  der  Schule  nicht
gesprochen.

Schweigen
Selbst  unter  dem  Label  des  „Nahostkonflikts“  findet  meist  keine
Auseinandersetzung statt: Bayern ist das einzige Bundesland, in dem sich
damit  beschäftigt  werden  muss.  In  Berlin  und  Brandenburg  wird  die
Beschäftigung empfohlen, in den anderen Bundesländern wird das Thema
nur als mögliches Beispiel für einen internationalen Konflikt genannt.

Dieses  Schweigen  ist  nicht  zufällig:  vor  dem  7.  Oktober  2023  war  es
Deutschlands Taktik, Schweigen um die Unterstützung Israels zu legen, um
nicht über das Leid reden zu müssen, an dem Deutschland bis heute gut
verdient.  Wenn  kein:e  Schüler:in  das  Thema  aufbringt,  wird  auch  nicht
darüber gesprochen. Denn wenn keine:r von der Unterdrückung Palästinas
weiß, gibt es auch keinen Widerstand. So wurde vor dem 7. Oktober 2023 an
den meisten Schulen gar nichts zu Palästina unterrichtet.

Vertuschen
In Bayern war das anders: Hier wurde auf eine andere Strategie gesetzt, die
in  anderen Bundesländern nach dem 7.  Oktober  noch wichtig  wird.  Der
angebliche  „Konflikt“  sei  nur  zu  verstehen,  wenn  man  ihn  „unter  der
Berücksichtigung  historischer  Entwicklungen,  Entscheidungen  und
Interessen“ sieht. Als geschichtliche Entwicklung werden im Lehrplan die
Staatsgründung  Israels  und  die  sogenannten  „Friedensprozesse“  in  den



1990ern angeführt. Letztere verdienen den Namen „Friedensprozesse“ nicht,
denn  eine  Zweistaatenlösung,  wie  sie  damals  diskutiert  wurde,  war  nie
realistisch und würde die Unterdrückung der Palästinenser:innen kein Ende
bereiten.  Die Geschichte wird hier vor allem aus der Perspektive Israels
erzählt, denn das Wort Nakba fällt an keiner Stelle. Indem die Perspektive
des Unterdrückers ins Licht der Aufmerksamkeit gerückt wird, soll vermittelt
werden,  dass  Frieden  nicht  möglich  wäre  –  das  hätte  man  ja  in  der
Geschichte gesehen. So wird die Unterdrückung gerechtfertigt.

„Komplex“
Die deutsche Erzählung zu Palästina hat ein Lieblingswort: „komplex“. Die
Lehrpläne aus Berlin, Bayern und Brandenburg können nicht aufhören, zu
betonen, wie „komplex“ dieser Konflikt sei. Aber diese Behauptung stimmt
nicht:  Deutschlands  Erzählung  ist  nur  deshalb  so  „komplex“,  weil  es
schwierig ist, die Unterdrückung Palästinas zu rechtfertigen. Zudem ist das
Ziel,  Überforderung bei den Schüler:innen auszulösen, so dass diese sich
nicht mehr trauen, etwas zu sagen. Damit hält man Schüler:innen davon ab,
sich zu positionieren und gegen Deutschlands Israelunterstützung aktiv zu
werden.  Wir  sollen glauben,  dass  wir  die  Analysen lieber  vermeintlichen
„Expert:innen“  überlassen  sollten.  Zusätzlich  werden  Palästinenser:innen
selbst zum Schweigen gebracht, weil auch diesen der Status als Expert:in
grundsätzlich abgesprochen wird.

Die Gründung des Staates Israel war nur möglich durch die Unterdrückung
des palästinensischen Volkes, durch Vertreibung, Besatzung und Mord. Das
abzulehnen ist nicht komplex.

Lügen
Alle, die sich gegen die Erzählungen Deutschlands zur Wehr setzen, werden
mit Lügen bombardiert und als Antisemit:innen dargestellt. So heißt es in
einem Text von Berlin und Brandenburg aus dem Jahr 2019 zur Erkennung
von  „Antisemit:innen“:  „Auch  eine  Delegitimierung  oder  Dämonisierung
Israels,  mit  der  die  Existenz  Israels  als  Staat  infrage  gestellt  würde,
überschreitet  nach  diesem  Verständnis  die  Grenze  zu  antisemitischen



Argumentationen.“  Doch  ohne  ein  Ende  des  israelischen  Nationalstaates
kann es keine Freiheit für Palästina geben, denn jeder Meter des israelischen
Gebiets wurde von Israel zuvor geraubt und besetzt.

Schulbücher
All diese Strategien spiegeln sich in unseren Schulbüchern wider, die den
Konflikt kaum darstellen. Wenn sie es doch tun, dann wird so getan, als
würde es sich um einen religiösen Konflikt  handeln,  oder es werden die
Perspektiven der Besatzungsmacht abgedruckt. Um das zu gewährleisten,
gibt es die Deutsch-Israelische Schulbuchkommission. Diese verfolgt das Ziel,
Schulbücher  in  Deutschland  und  Israel  zu  analysieren,  gemeinsame
Empfehlungen zur Verfügung zu stellen und zu Korrekturen anzuregen. Die
Besatzungsmacht Israel darf also in Deutschland Empfehlungen zu seiner
eigenen Darstellung machen. Damit das auch alles klappt, gibt es dafür Geld
vom  Auswärtigen  Amt  und  vom  israelischen  Erziehungsministerium.  Die
erste Empfehlung dazu kam bereits in den 1980ern: damals wurde kritisiert,
dass Israel zu kurz kommt und die palästinensische Seite in den meisten
Schulbüchern als Opfer dargestellt werde. Damit bestätigt die Kommission
ihr Ziel:  mehr israelische Propaganda in unsere Klassenzimmer zu holen.
Erst 2015 hat die Kommission erneut Empfehlungen dieser Art abgegeben.

Nach dem 7. Oktober
Der  7.  Oktober  2023  stellte  nicht  nur  den  Beginn  eines  Genozids  am
palästinensischen  Volk  dar.  Er  stellt  auch  den  Beginn  einer  massiven
Repressionswelle gegen alle palästinasolidarischen Kräfte dar: auf der Straße
schlugen uns Bullen die Fresse, weil wir Kufiya trugen, und auch an den
Schulen änderte sich die Taktik. Das Schweigen, das bislang an fast allen
deutschen Schulen geherrscht hatte, konnte nicht länger aufrechterhalten
werden. Als am 9. Oktober ein Schüler in Berlin eine Palästina-Fahne zeigte,
wurde  er  von  einem  seiner  Lehrer  angegriffen  und  geschlagen.  Das
Verfahren gegen den Lehrer wurde eingestellt. Dieser Tag markiert einen
Wendepunkt  in  Deutschlands  Schulen:  nun  wird  nicht  mehr  nur
geschwiegen, gelogen und vertuscht, sondern hier wird Palästina-Solidarität



gezielt angegriffen.

Bekämpfen
Infolge des Angriffs wurde es Berliner Schulen gestattet, palästinensische
Symbole zu verbieten, darunter auch die Kufiya.  Ziel  der Maßnahme ist,
Palästina-Solidarität aus den Schulen fernzuhalten. Es ging aber auch darum,
den rassistischen Angriff als gerechtfertigt dastehen zu lassen.

Wenig später folgte ein weiterer Angriff: die Berliner CDU wollte in Neukölln
dafür sorgen, dass in den Schulen eine Broschüre mit dem Namen „Mythos
Nakba“ behandelt wird. Diese Broschüre sollte die brutale Vertreibung und
Auslöschung des palästinensischen Volkes seit 1948 als Mythos darstellen.
Hier können wir die Durchsetzung israelischer Interessen an Schulen klar
erkennen.

Die Forderungen der Kultusministerkonferenz
Solche  Angriffe  gab  es  nicht  nur  in  Berlin:  die  Kultusministerkonferenz
(KMK), die darüber entscheidet, was wir lernen, machte schon wenige Tage
nach dem 7. Oktober klar, dass sie fest an der Seite Israels steht. Im März
2024, als der Genozid bereits in vollem Gange war, flogen Teile der KMK
sogar nach Israel, um sich solidarisch zu zeigen. Außerdem begann die KMK
damit, Lehrkräfte zu „schulen“. Unter anderem wurde eine Broschüre von
„Demokratie leben“ empfohlen. Die Broschüre gibt Tipps dazu, wie man mit
Schüler:innen umgehen sollte, die Aussagen wie „Free Palestine“ bringen.
Laut der Broschüre gilt es, diese zu tolerieren, aber ihnen klarzumachen,
dass das Existenzrecht Israels unverhandelbar ist. Außerdem schlug die KMK
vor, Schüler:innenaustausche zwischen deutschen und israelischen Schulen
zu fördern,  die  an manchen Schulen bereits  Tradition  haben –  inklusive
fröhlichen Klassenfotos an den Apartheidmauern.

Relevanz der Schulen
Diese Verherrlichung Israels an Schulen ist kein Zufall.  Die Funktion der
Schule  ist  es,  uns  Schüler:innen  auf  die  kapitalistische  Gesellschaft



vorzubereiten. Das heißt, wir sollen dafür bereit gemacht werden, uns auf
dem Arbeitsmarkt ausbeuten zu lassen. Aber auch die kapitalistischen Werte
wie  Rassismus,  Sexismus  und  Queerfeindlichkeit  sollen  uns  beigebracht
werden. Die Unterdrückung des palästinensischen Volkes ist Deutschland so
wichtig, dass uns das schon in der Schule beigebracht wird. Gleichzeitig
nimmt die Jugend in der palästinensischen Bewegung eine Schlüsselrolle ein:
militant  und  konsequent  kämpft  sie  für  die  Befreiung  Palästinas.  Diese
Motivation kommt daher, dass sie noch nicht so viele Niederlagen erlitten hat
wie ältere Bewegungen.

Kampf dem Zionismus an der Schule
Um zu verhindern, dass wir weiter zu Zionist:innen erzogen werden, müssen
wir deutlich hervorheben, wo konkret Genozidunterstützung passiert, auch
wenn  sie  nicht  auf  den  ersten  Blick  sichtbar  ist.  Die  Unterstützung
Deutschlands  für  den  Genozid  geschieht  vor  allem  auf  wirtschaftlicher,
militärischer und ideologischer Ebene. Um den Genozid zu stoppen, müssen
wir der Genozidunterstützung auf allen drei Ebenen den Kampf ansagen.

Wir Schüler:innen müssen uns zusammenschließen und Druck auf die Schule
ausüben,  bis  über  diesen  Genozid  und  die  Unterdrückung  des
palästinensischen Volkes aufgeklärt wird. Dabei dürfen wir uns nicht auf die
Unterstützung  der  Schulleitung  verlassen,  denn  ihre  Aufgabe  ist  es,  die
Interessen des Staates  an der  Schule  umzusetzen.  Die  Organisierung an
jeder Schule ist das Wichtigste. Aber wir müssen uns auch schulübergreifend
zusammentun,  um gemeinsam mit  Schulstreiks  und -besetzungen für  ein
Ende deutscher Genozidunterstützung einzutreten.

Ein Ende der Genozid-Unterstützung heißt:

Stopp  aller  Repressionen  gegen  den  palästinensischen  Widerstand  an
Schulen!
Stopp aller Unterstützung Israels, Stopp der Austauschfahrten mit Israel!
Neue  Ausarbeitung  der  Lehrpläne,  gemeinsam  von  Schüler:innen  und
palästinensischen Vertreter:innen!
Bildungstage  zu  Palästina,  organisiert  durch  den  palästinensischen



Widerstand!
Schulen müssen sich an die Seite des palästinensischen Widerstandes stellen
und  diesen  unterstützen,  z.B.  der  Bewegung  Schulräume  zur  Verfügung
stellen!
Schüler:innen müssen das Recht haben, zionistische Lehrkräfte zu kündigen!

Quellen:

( 1 )
https://www.kmk.org/aktuelles/artikelansicht/bildungsministerkonferenz-vera
bschiedet-erklaerung-zum-jahrestag-des-ueberfalls-auf-israel.html
( 2 )
https://www.demokratie-leben.de/dl/projektpraxis/magazin/der-nahostkonflikt
-im-unterricht-und-schulalltag-252124
(3) https://www.lehrplanplus.bayern.de/fachlehrplan/lernbereich/119140
( 4 )
https://www.lto.de/recht/nachrichten/n/ag-berlin-tiergarten-246acs106224-ge
walt-schulhof-lehrer-palaestina-flagge
( 5 )
https://bildungsserver.berlin-brandenburg.de/fileadmin/bbb/unterricht/faeche
r/gesellschaftswissenschaften/ethik/Dossier_Der_Nahostkonflikt_in_Unterrich
t_und_Schule.pdf
( 6 )
https://www.gei.de/wissenstransfer/internationale-schulbucharbeit/deutsch-is
raelisch
(7) https://de.wikipedia.org/wiki/Deutsch-Israelische_Schulbuchkommission

AfD – Die schärfste Verfechterin
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der Staatsräson
Von Jona Everdeen, November 2025, 9 Minuten Lesezeit

Die AfD ist die stärkste Verfechterin der Staatsräson und der israelischen
Politik und offenbart damit nicht nur, dass sich fanatische Unterstützung für
Israel  und  massiver  Antisemitismus  keinesfalls  ausschließen,  sondern
ebenfalls den durch und durch reaktionären Charakter des Zionismus. Die
auch  von  Baerbock  und  Scholz  hochgehaltene  und  von  sogenannten
„Ideologiekritikern“  vergötterte  Staatsräson  findet  ihre  militanteste
Verteidigerin  genau dort:  in  der  äußersten  Reaktion,  bei  AfD,  NPD und
anderen rechtspopulistischen bis faschistischen Kräften.

AfD for Israel
„Das ist ein fatales außenpolitisches Signal. Israel ist die einzige Demokratie
im Nahen Osten und hat das unveräußerliche Recht auf Selbstverteidigung –
insbesondere gegen den Terror der Hamas in Gaza und im Westjordanland.
Wer Israel in einer solch kritischen Phase in den Rücken fällt, stärkt indirekt
islamistische Kräfte und gefährdet sowohl die Stabilität der gesamten Region
als auch die fruchtbare deutsche Zusammenarbeit mit der israelischen High-
Tech- und Rüstungsindustrie. Die AfD-Fraktion steht fest an der Seite
Israels und fordert von der Bundesregierung, sich auf EU-Ebene klar
gegen einseitige Sanktionen zu stellen und stattdessen im Interesse
des eigenen Landes zu handeln, wie es auch Ungarn unter Viktor Orbán
praktiziert.“

AfD-Bundestagsabgeordneter  Alexander  Wolf,  Mitglied  des
Auswärtigen  Ausschuss

Die halbherzigen Versuche der Merz-Klingbeil-Regierung, sich als Folge des
immer weiter steigenden öffentlichen wie internationalen Drucks zumindest
symbolisch gegen die israelischen Verbrechen in Gaza zu stellen, quittierte
die AfD mit einer scharfen Kritik von rechts. Während andere bürgerliche
Kräfte von den Grünen bis zur CDU nun versuchen, ihre Hände in Unschuld
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zu  waschen,  und  die  deutsche  Unterstützung  für  Israel  entweder
zurückfahren oder besser verstecken wollen, brüstet sich die AfD damit, dass
noch so viele tote Palästinenser:innen sicherlich nichts an der „fruchtbaren
deutschen  Zusammenarbeit“  mit  dem  zionistischen  Terrorstaat  ändern
sollten. Das spiegelt sich auch in Umfragen wider, wo in der Regel bei AfD-
Anhänger:innen die Unterstützung für Israel weit überdurchschnittlich ist
und  die  Kritik  an  begangenen  Verbrechen  Israels  weit  unter  dem
Durchschnitt  l iegt.  Man  kann  also  mit  Recht  sagen,  dass  die
rechtspopulistische  AfD  diejenige  der  deutschen  Parteien  ist,  die  am
deutlichsten  für  die  Linie  der  „bedingungslosen  Solidarität  mit  Israel“
eintritt. Aber warum ist das so?

Zionismus und die Rechte
Nicht  nur  in  Deutschland,  überall  auf  der  Welt  sind  in  aller  Regel  die
reaktionärsten  und  menschenfeindlichsten  Kräfte  diejenigen,  die  am
energischsten und kompromisslosesten Partei  für  Israel  ergreifen.  Sei  es
Donald Trump, der noch stärker seine Unterstützung für jedes israelische
Gräuel ausspricht als sein Amtsvorgänger „Genocide Joe“ Biden. Sei es der
rechtspopulistische argentinische Präsident Milei, der sich im Gegensatz zu
fast allen anderen südamerikanischen Staatschefs entschieden hinter Israel
stellt.  Sei es die rechtspopulistische Reform-UK-Partei und Bewegung um
Nigel Farage, die als entschiedenster Gegner der großen Palästinabewegung
im Land auftritt. Oder sei es die französische Rechte um das Rassemblement
National,  die  fest  zu  Israel  steht.  In  Frankreich  war  es  der  RN-
Rechtsabspalter Eric Zemmour, der bei einem Besuch Israels nach dem 7.
Oktober  2023  dieses  als  „Hort  gegen  den  internationalen  Islamismus“
betitelte.  Zemmour  spricht  hier  das  aus,  was  das  zentrale  Element  der
rechten  Israelsolidarität  ist:  antimuslimischer  Rassismus.  Seit  dem
proklamierten „War on Terror“ ist dieser der Hauptausdruck von Rassismus
in  al len  west l ichen  Staaten  und  das  wichtigste  Mittel  a l ler
Rechtspopulist:innen in Europa, um für ihre reaktionären Scheinlösungen zu
werben.



Prozionistisch  und  Antisemit?  Kein
Widerspruch!
Der antimuslimische Rassismus hat auch in Deutschland den Antisemitismus
als verbreitetste Ausprägung rassistischer Ideologie abgelöst. Das heißt aber
nicht,  dass  Antisemitismus  verschwunden  ist.  Insbesondere  in  Form von
Verschwörungen von einer „geheimen Elite“, dem „Großen Austausch“ oder
Ähnlichem  schwingen  antisemitische  Ressentiments  mal  offener,  mal
versteckter mit. Solcherlei Ideologien zu vertreten und Israel zu unterstützen
schließt sich jedoch keineswegs aus, sondern geht im Gegenteil häufig Hand
in Hand. Besonders deutlich ist das in den USA zu sehen, wo einerseits viele
Republikaner:innen an zutiefst antisemitische Mythen wie „QAnon“ glauben,
andererseits aber die Partei für eine aggressive Solidarität mit Israel steht.

Insbesondere eine recht neue, aber bei rechtspopulistischen Kräften wie der
AfD und der Identitären Bewegung weit verbreitete Form rechtsradikaler
Ideologie  ist  perfekt  kompatibel  mit  Unterstützung  für  Israel:  der
Ethnopluralismus. Diese Ideologie sagt in etwa aus, dass es verschiedene
Kulturen gebe,  die  alle  ihre  Existenzberechtigung haben,  aber  Mischung
zwischen diesen unbedingt  zu vermeiden sei.  Durch diese Logik wird es
inzwischen  möglich,  eine  global  vernetzte  Rechte  zu  haben,  da  sich
Rechtsradikale unterschiedlicher Nationalitäten nicht mehr per se hassen.
Israel, als vom Grundprinzip monoethnischer und reaktionärer Staat, passt
da perfekt hinein. Am liebsten wäre es vielen in AfD und Co. vermutlich,
wenn man alle Jüdinnen und Juden einfach dorthin abschieben könnte, damit
sie dort für Deutschland „die Drecksarbeit machen“. Ihre Israelsolidarität hat
also in  sich schon eine antisemitische Idee:  „Die Juden“ sollen raus aus
Deutschland, dann muss man sich nicht mehr damit rumschlagen. Anders als
sie es vermuten lassen, geht es nicht um den Schutz von jüdischem Leben,
sondern um ein Deutschland ohne Juden – eine Vorstellung, die auch Hitler
schon hatte, der ebenfalls die Vorstellung eines zionistischen Staates hatte.

Zionismus  zur  Legitimation  des  Deutschen



Imperialismus
In Deutschland ist das Verhältnis zum Zionismus ein besonderes, verglichen
mit  den  anderen  westlichen  imperialistischen  Ländern,  da  dessen
Unterstützung  für  den  deutschen  Imperialismus  noch  eine  gesonderte
Funktion  erfüllt.  So  hatte  der  deutsche  Imperialismus  nach  den
abscheulichen  Verbrechen  des  Hitlerfaschismus  ein  großes
Legitimationsproblem. Doch mit einer bedingungslosen Unterstützung des
„jüdischen  Staates“  Israel  lässt  sich  der  Anschein  erwecken,  aus  den
historischen Fehlern gelernt zu haben, und der massiven Aufrüstung und
offenen imperialistischen Ambitionen steht ideologisch nichts mehr im Wege.
„Die Sicherheit Israels ist deutsche Staatsräson“, wurde das Credo dieser
politischen  Linie.  Ihr  Ziel:  Deutschland  kann  wieder  zu  einer
imperialistischen Großmacht werden, nun, zur Zeitenwende, auch wieder mit
einer riesigen Militärmacht, wenn es nur hinter Israel steht und damit zeigt,
aus seinen Fehlern gelernt zu haben. Diese Logik, die die Gleichsetzung von
Israel mit „den Juden“ und somit Antisemitismus beinhaltet, ist eigentlich nur
ein billiger Trick zur Reinwaschung des Nachfolgestaats des Dritten Reiches,
aber einer, der erschreckend gut funktioniert. Kein Wunder, dass die AfD und
der gesamte rechte Rand diese Möglichkeit gerne in Kauf nehmen. Mit dem
Verweis auf ihre Solidarität mit Israel können sie jegliche Vorwürfe, wie die
Nazis 1933 zu sein, abblocken. Sie könnten ja gar nicht antisemitisch sein,
ergo könnten sie gar keine Nazis sein.

Der  rechte  Kampf  gegen  die  Palästina-
Solidarität
Ein weiterer wichtiger Grund für die massive Unterstützung Israels ist der
innenpolitische Kampf gegen „importierten Antisemitismus“. Zum einen kann
dieser Mythos genutzt  werden,  um den tatsächlichen Antisemitismus von
rechts und die Gefahr für jüdisches Leben in Deutschland zu verstecken, zum
anderen – und das ist der wichtigste Punkt dabei – kann damit Hetze gegen
migrantische  Menschen  und  die  Palästina-Solidaritätsbewegung
perfektioniert  werden.  Schon die Ampelregierung und in noch stärkerem
Maße die Regierung Merz‘ nutzen diesen Mythos, um Abschiebungen in die



Höhe zu treiben und die größte migrantische Bewegung der letzten Jahre zu
diskreditieren. Gefundenes Fressen für die AfD, die einen weiteren Grund
findet, gegen Migrant:innen zu hetzen. Mit dem Verweis auf die angebliche
Gefahr für jüdisches Leben durch Migration erscheint die Forderung nach
geschlossenen  Grenzen  und  massiven  Abschiebungen  für  Verfechter  der
Staatsräson nur folgerichtig. Das zeigt sich auch in den Anträgen der AfD-
Fraktion  im  Oktober  2023,  keine  palästinensischen  Geflüchteten
aufzunehmen. Dass es weder der AfD noch den Regierungen darum geht,
jüdisches Leben zu schützen, sondern rein um imperialistische Ansprüche zu
rechtfertigen und innenpolitische Kritik daran zu schwächen, liegt auf der
Hand.

Kampf  gegen  die  AfD  heißt  Kampf  für  ein
freies  Palästina!
Wie oben dargelegt, ist es nur logisch, dass die AfD als relevanteste Kraft der
äußersten Rechten in der BRD auch diejenige ist, die die Staatsräson am
stärksten vertritt. Und damit hatte ein Thomas Maul recht (ein AfD-naher
Reaktionär, der 2018 vom Conne Island für eine Veranstaltung eingeladen
wurde), wenn er sagte, dass man mit Israelsolidarität und „Kampf gegen den
Islamismus“ dort am besten aufgehoben ist. Für uns als Linke muss jedoch
daraus folgen, dass die Staatsräson selbst und die Unterstützung für den
Zionismus etwas Reaktionäres sind, etwas, das man nicht von links claimen
kann,  so  sehr  man  das  im Conne  Island  oder  in  der  Roten  Flora  auch
versucht. Und wir müssen erkennen, dass gegen die AfD zu kämpfen auch
heißt, für ein freies Palästina einzustehen, und andersherum! Die Bewegung
gegen die  AfD und die  für  Palästina-Solidarität  sind  die  beiden  größten
politisch-fortschrittlichen  Bewegungen  im  Deutschland  der  letzten  Jahre.
Diese  Bewegungen  gilt  es  zu  verknüpfen!  Die  Anti-Rechtsruckbewegung
muss sich hinter jene stellen, die am meisten von Abschiebungen, staatlicher
und gesellschaftlicher Hetze betroffen sind und gleichzeitig als Bewegung
herhalten  müssen  für  die  Aushebelung  demokratischer  Rechte  und  der
autoritären Wende.  Die  Bewegung gegen den Rechtsruck muss  sich  das
Vertrauen  der  Palästina-Solidarität  erkämpfen.  Als  weiß  dominierte
Bewegung,  in  der  Palästinenser:innen  und  palästina-solidarische



Aktivist:innen marginalisiert, ausgegrenzt und angegriffen werden, ist sie in
der Verantwortung, diese Fehler zu korrigieren und den Kampf um ein freies
Palästina  und den gegen die  AfD zu verbinden!  Denn der  Kampf  gegen
Rassismus  und  die  autoritäre  Wende  wird  in  Palästina  wie  in  den
imperialistischen  Zentren  geführt.  Sie  muss  aktiv  palästinensische
Organisationen  in  führende  Rollen  in  die  Proteste  einladen.

Es gilt, gemeinsam auf die Straße zu gehen und Verankerung an den Orten
zu schaffen, an denen wir uns täglich aufhalten: in der Schule, in der Uni
oder im Betrieb! Auch die Partei Die Linke, die mit dem Eintreten gegen die
AfD punkten konnte und sich auch zaghaft in Richtung Palästina-Solidarität
entwickelt,  sowie  ihre  Jugendorganisation  Linksjugend  Solid  sind  dazu
angehalten,  diese  Kämpfe,  die  zusammengehören  auch  zu  verbinden!
Beginnen  können  wir  damit  am  29.  November  in  Gießen,  wenn  wir
gemeinsam  massenhaft  gegen  die  Gründung  der  neuen  AfD-
Jugendorganisation  auf  die  Straße  gehen,  mit  unseren  palästinensischen
Genoss:innen  neben  uns!  Nur  wenn  wir  gemeinsame Kämpfe  gegen  die
Reaktion auch gemeinsam führen,  können wir  dem Rechtsruck und dem
aggressiver  werdenden  deutschen  Imperialismus  eine  schlagkräftige
Alternative  von  links  entgegenwerfen!

für  den  Aufbau  von  palästinasolidarischen  Schulkomitees!  Schluss  mit
Staatsräson, „Both-Sideism“ und Verwässerung des Antisemitismusbegriffs an
unserer Schule! Für Schüler:innenkontrolle über die Lehrpläne, gemeinsam
mit Organen der Arbeiter:innenbewegung!
Kampf dem Rassismus! Kampf der Kriminalisierung von Palästina-Solidarität
an  unseren  Schu len ,  ke in  Hof ie ren  von  A fD  oder  CDU  be i
Podiumsdiskussionen oder Ähnlichem! Wir bestimmen selbst, wer an unsere
Schulen darf!
Für  ein  freies  Palästina  vom  Fluss  bis  zum  Meer  –  Nieder  mit  dem
Apartheidstaat Israel, für eine multiethnische, säkulare und sozialistische Ein-
Staaten-Lösung!



Lang lebe  der  Widerstand!  Die
Straße  gehört  uns!  Gegen
Repression  und  Einschränkung
der Versammlungsfreiheit!
von Revo Berlin, 7. Oktober 2025

Heute am 7. Oktober wurde in Berlin der Protest “Until Total Liberation” von
der Versammlungsbehörde verboten. Begründet wird dies mit dem Vorwurf,
dass Terror glorifiziert  werden würde. Schon zuvor wurden Ermittlungen
eingeleitet, da der Verdacht bestehe, dass der Aufruf “Straftaten billigen”
würde.

Im  Anschluss  daran  hat  die  Versammlungsbehörde  gleich  jegliche  pro-
palästinensische Versammlung in ganz Berlin verboten! Wir verurteilen diese
massive Repression – die Straße gehört uns!

Die Bewegung ließ sich davon nicht einschüchtern und hat sich trotzdem die
Straße  genommen!  In  Reaktion  darauf  hat  das  massive  Polizeiaufgebot,
welches von 1.400 Bullen aus anderen Bundesländern unterstützt wurde, die
Menschen,  welche  in  Solidarität  mit  den  Palästi-nenser:innen  und  ihrem
Widerstand, protestiert haben, schikaniert, gepfeffert, brutal attackiert und
seit mehreren Stunden gekesselt!

Zuvor wurden bereits auf dem komplett abgeriegelten Alexanderplatz alle
Menschen, die eine Kufiya trugen, des Platzes verwiesen. Währenddessen
zeigte  sich  am  Rande  ein  groteskes  Bild,  wo  eine  Kundgebung  von  2
Zionist:innen  mit  Genozidarmee-Fahne  von  der  Polizei  geschützt  wird.
Gleiches  Recht  gilt  im  Land  der  Israel-Unterstützung  nicht.  Vor  der
exzessiven  Polizeigewalt  wurden  auch  die  vielen  Tourist:innen  auf  dem
Alexanderplatz nicht verschont. Dazu behinderten die Bullen die Presse.

Hier noch ein Statement einer Demonstrantin:
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„Nachdem eine Person durch den Angriff der Bullen eingeklemmt wurde –
hat sie keine Luft mehr bekommen. Als ich das dem Bullen nochmal lauter
zugerufen habe, hat der mir in die Augen geschaut und mit voller Wucht zwei
mal auf die Nase geschlagen. Als danach ein Sanitäter für mich gerufen
wurde hat ein Bulle noch gesagt, dass ich ja einen Ausweis dabeihabe und
man einen “ID-F” mit mir machen könnte. Dann haben die alle gelacht.“

Wir sagen:

Wir haben das Recht, immer, zu jeder Zeit, an jedem Ort unseren Protest und
unsere Forderungen auf die Straße zu tragen! Lasst uns das durchsetzen –
gegen jede Einschränkung der Versammlungsfreiheit!
Wenn der Staat uns angreift, müssen wir uns selber schützen! Gegen ihre
Repression  –  Bullen  entwaffnen  und  Polizei  abschaffen!  Für  organisierte,
militante, massenhafte Selbstverteidigung auf unseren Aktionen!
Die Masse schützt uns. Lasst uns die Bewegung vergrößern und sie in unsere
Schulen, Unis und Betriebe tragen! So können wir durch den Aufbau von
Aktionskomittees auch effektivere Formen des Widerstands, wie den Streik
voranbringen!
Brecht die deutsche Unterstützung von Genozid, Apartheid und Besatzung!
Für ein freies, sozialistisches Palästina für alle Menschen vom Jordan bis zum
Mittelmeer!

Wie kann die Linkspartei gegen
Merz gewinnen?
Von Jona Everdeen, August 2025

Für uns als Arbeiter:innen und Jugendliche ist die neue Bundesregierung
sicherlich kein Grund zur Freude. Mit Friedrich Merz haben wir jetzt einen
Kanzler, der überhaupt keinen Hehl daraus macht, dass er Politik für „die
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deutsche Wirtschaft“ aka die Reichen, und damit gegen uns, machen will. Mit
seiner  „Agenda 2030“  plant  Merz  und seine  Lobbyisten-Regierung einen
Generalangriff, der mindestens so massiv auszufallen droht wie die Agenda
2010. Reallöhne sollen sinken, Arbeitsschutz aufgeweicht werden. Alles, was
nützlich  für  uns  ist,  wird  zugunsten  der  Deutschen  Kriegstüchtigkeit
weggekürzt.  Doch  es  gibt  Hoffnung!  Denn bei  der  Wahl,  die  Merz  zum
Kanzler machte, konnte auch die Partei „die Linke“ überraschende 9 Prozent
gewinnen.

Diese Wahl stand trotz alledem im Zeichen des Rechtsrucks: Die AfD holte
Rekordzahlen, wurde im Osten stärkste Kraft mit zehn Millionen Stimmen.
Die CDU mimte das „demokratische“ Ebenbild, SPD und Grüne wiederholten
das Mantra vom „Migrationsproblem“ statt über Löhne, Krieg oder Klima zu
reden. Friedrich Merz wollte mit FDP- und notfalls AfD-Stimmen ein brutales
Anti-Flüchtlingsgesetz  durchpeitschen  und  scheiterte  dabei  krachend  an
Abweichlern in den eigenen Reihen. SPD und Grüne empörten sich, buhlten
aber weiterhin um Koalition und Regierungsbeteiligung auf Bundesebene mit
Merz. Allein Die Linke stellte sich quer, mobilisierte auf der Straße, gewann
Momentum und katapultierte sich plötzlich von 5 auf fast 9 Prozent sowie
sechs Direktmandate. Wie es dazu kommen konnte? Es gelang der Partei sich
zum Ventil  aller  zu  machen,  die  den  Rechtsruck  nicht  mehr  hinnehmen
wollten,  insbesondere  in  der  Jugend.  Die  Linkspartei  wurde  eben  dafür
gewählt: Einen Pol zu schaffen, der den Rechtsruck nicht nur nicht mitgeht,
sondern  ihm,  im  Parlament,  auf  der  Straße  und  notfalls  auch  auf  den
Barrikaden, entgegentritt. Doch wie sieht die Realität aus? Erfüllt die Linke
diese Erwartungen?

Die  Linke  und  die  Regierung  Merz  –  Eine  wenig  rühmliche
Zwischenbilanz

Bisher  leider  eher  nicht.  Zwar  spricht  sich  die  Linke  noch immer recht
deutlich gegen die Politik der Merz-Regierung aus, aber ihren Handlungen
merkte man das wenig an. So als Merz im ersten Wahlgang scheiterte und es
auf die Stimmen der Linken ankam, ob ein weiterer Wahlgang am selben Tag
standfinden kann oder nicht. Dabei entschied sich die Linke dagegen, eine
Partei  des  grundlegenden  Widerstands  zu  sein  und  Merz  tagelang  zum



Zappelkanzler zu machen, sondern für die „staatspolitische Verantwortung“.
Daraufhin freute man sich gar darüber, dass die CDU nun doch mit einem
reden musste (die CDU hat eine Unvereinbarkeit mit der Linkspartei). Noch
schlimmer war die Zustimmung der Regierungsfraktionen der Linkspartei
aus  Bremen  und  Mecklenburg-Vorpommern  zu  den  500  Milliarden
Kriegskrediten für die Aufrüstung der Bundeswehr. Gegen den Beschluss der
Bundestagsfraktion, diese konsequent abzulehnen. Zwar gab es dagegen viel
Kritik aus der Partei, Konsequenzen blieben jedoch aus.

Der  Grund  hierfür  ist  relativ  eindeutig:  Zwar  ist  der  Flügel  der
Regierungs“sozialist:innen“  durch  die  Krise  der  vergangenen  zwei  Jahre
stark geschwächt, jedoch noch immer noch präsent und ideologisch stark,
denn dieser Flügel bestimmt mit der Ausrichtung auf Regierungsbeteiligung
und  staatspolitischer  Verantwortung  ja  das  reformistische  Ziel.
Währenddessen  reden  die  Bewegungslinken  vor  allem  über  angewandte
Taktiken und merken ansonsten am Rande an, gerne das Korrektiv in der
Opposition spielen zu wollen. Und um „regierungsfähig“ zu sein, ist man in
diesem Teil der Partei bereit, sämtliche Prinzipien über Bord zu werfen. Und
dazu wirft man sich dann auch Friedrich Merz, der bereit war mit der AfD zu
paktieren, an den Hals so wie Grüne und SPD. Das zeigt vor allem eines
deutlich: Nämlich, dass der Flügelkampf nicht vorbei ist, nicht vorbei sein
darf. Im Gegenteil muss er jetzt umso härter geführt werden, damit die Linke
in der Lage ist die Funktion auszuüben, für die sie gewählt wurde. Das ist ein
schwieriger Weg, denn Opportunismus und Verrat ist fest integriert in den
Charakter einer reformistischen Partei, deren Ziel eben nicht grundsätzlich
der  Sozialismus  ist,  sondern  Reformen  im  Rahmen  des  kapitalistischen
Systems.  Und  daraus  folgt  dann  die  Logik,  dass  man  schon  selber
mitregieren  muss,  will  man diese  erreichen.  Doch  die  aktuelle  Situation
bietet  durchaus  Chancen,  damit  zu  brechen,  denn  die  Linke  hat  die
historische  Möglichkeit  sich  grundsätzlich  neu  aufzustellen.  Von  den
inzwischen über 100.000 Mitgliedern (Rekord in der Parteigeschichte) sind
rund die Hälfte im letzten Jahr eingetreten. Und die meisten wohl eben nicht,
um möglichst bald Teil einer etwas linkeren Ampelkoalition mit zwei roten
und einem grünen Blinker zu werden. Doch das wirft eigentlich erst recht
viele Fragen auf.



Was muss die Linke jetzt tun?

Zunächst einmal muss klar sein, dass der Kampf nach der Wahl nicht endet,
sondern im Gegenteil erst so richtig beginnt. Es ist bereits im Organizing-
Wahlkampf und im eisigen Riesa klargeworden, dass es konkrete Aktionen
sind, die dafür sorgen, dass die Linke an Einfluss, hier in Form von Stimmen,
gewinnt. Das muss nun auf den Parteialltag übertragen werden. Die neuen
Genoss:innen  müssen  in  Basisstrukturen  organisiert  werden,  in  ihren
Vierteln und Dörfern, aber auch in ihren Betrieben, in ihren Universitäten
und ihren Schulen. Wir müssen es schaffen, an diesen Orten linke Strukturen
aufzubauen, die gegen das Scheißsystem von dort aus aufbegehren, wo es
uns hinverweist! Und von da aus dann den Widerstand organisieren! Es gilt
als Linke auf die Straße zu stattfindenden Kämpfen zu mobilisieren. Ein sehr
positives  Beispiel  dafür  ist  die  Basisorganisation (BO) Wedding,  die  eine
starke  Demonstration  durch  Berlin-Wedding  initiierte,  um  gegen  die
Umstellung  des  Pierburg  Werks  auf  Rüstungsproduktion  zu  protestieren.
Auch muss die Partei sich selber in laufende Bewegungen einbringen, so wie
es die LAG Palästina Solidarität in Berlin tut.  Dabei mitarbeiten und die
eigenen Kräfte dorthin mobilisieren, aber gleichzeitig auch aktiv versuchen,
bestehende Bewegungen wie die Palästina-Solidarität, Antifaschismus oder
die Klimabewegung, mitzugestalten, und zu einer gemeinsamen Bewegung
gegen den Deutschen Imperialismus und seine Regierung zu vereinen! Auch
muss die Linke eine starke Opposition in den Gewerkschaften aufwerfen,
gegen den bürokratischen Kurs der  Beibehaltung der Sozialpartnerschaft
und  gegen  den  staatstragenden  Kurs.  Und  hin  zu  Gewerkschaften,  die
kämpfen und durch ihre Basis statt der Bürokratie getragen werden! Und
zwar auch mit politischen Streiks gegen die Regierung Merz! Dabei hat die
Linke die Macht, zum Motor einer ganzen Massenbewegung zu werden, was
sie  bereits  in  den  Anti-AfD  Protesten  Anfang  des  Jahres  ein  Stück  weit
bewiesen hat. Sie muss ihre Kraft nur nutzen, ihre 100.000 starke Basis in
den Kampf mobilisieren. Das könnte aber auch die Basis und die aktivierten
arbeitenden  Massen  zum  Motor  eines  neuen  klassenkämpferischen
Aufschwungs bedeuten, die über die kleinlauten Forderungen der Linkspartei
hinauswächst.



Wenn die Linkspartei einen solchen Kurs fahren würde, dann könnte sie die
Aufgabe übernehmen, die das Proletariat, die Jugend und alle Unterdrückten
in Deutschland so dringend brauchen: Eine Führung im Kampf um die Macht
gegen das Kapital.

Das entscheidende Problem ist hierbei jedoch das Programm der Linkspartei.
Dieses ist im Kern reformistisch und damit an die enggesteckten politischen,
juristischen, nationalstaatlichen und vor allem wirtschaftlichen Grenzen des
Systems in der BRD gekettet. Wir dürfen uns also keine Illusionen in die
Führung der Linkspartei machen, die folgerichtig kein Interesse hat, eine
solche Kraft zu sein und ein solches Programm zu vertreten. Daran, dass
Bodo Ramelow und Gregor Gysi das System mitverwalten und nicht stürzen
wollen, besteht kein Zweifel. Und genau deshalb ist es ein revolutionäres
Programm,  das  wir  aufwerfen  müssen,  um  in  der  Partei  diejenigen
Genoss:innen zu mobilisieren, die mehr wollen, als für Wahlen an Haustüren
klingeln  und  dann  resignieren,  wenn  die  Parteiführung  mal  wieder  ihre
Wahlversprechen bricht, um für Sozen und Grüne „regierungsfähig“ zu sein.
Wir wollen mobilisieren für eine Revolutionäre Fraktion in der Linkspartei,
die für eine echte Revolutionäre Partei kämpft, die aber auch im richtigen
Moment  mit  der  Linkspartei  bricht!  Denn  so  eine  Revolutionäre  Partei
brauchen wir,  um den Kampf  gegen die  Regierung Merz  konsequent  zu
führen! Und damit verbunden den Kampf gegen den gesamten Kapitalismus!

No Justice No Peace– Die Bullen
schützen uns nicht
Von Urs Hecker, August 2025

Oury  Jalloh,  Amad  Ahmad,  Yaya  Jabbi,  Achidi  John,  Laye-Alama  Condé,
Hussam Fadl, Matiullah J, Qosay Sadam Khalaf, Lamin Touray, Mouhamed
Dramé und jetzt Lorenz A.
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Die  Liste  der  migrantischen  und  schwarzen  Menschen,  vor  allem
Jugendlichen, die in Deutschland von der Polizei ermordet wurden, könnte
noch sehr lange weiteraufgeführt werden.
Erst im April sorgte der Polizeimord an Lorenz A in Oldenburg für große
Trauer und Wut.
Lorenz,  ein  21  Jahre  alter  schwarzer  Jugendlicher,  wurde  mit  mehreren
Schüssen  von  hinten  in  den  Rücken  und  in  den  Kopf  von  der  Polizei
ermordet.
Zehntausende  gingen  und  gehen  seitdem  in  Oldenburg  und  in  ganz
Deutschland  auf  die  Straße.
Das  war  kein  Einzelfall:   2024  war  die  Zahl  der  durch  Polizeischüsse
ermordeten so hoch wie noch nie seit Beginn der statistischen Aufzeichnung.

Der Rassismus hat System
Immer wieder ermordet die deutsche Polizei also migrantische Menschen,
immer wieder nimmt sie danach selbst die Ermittlungen auf, immer wieder
werden daraufhin die Verfahren gegen die Mörder eingestellt. 2023 landeten
von über 4500 Ermittlungsverfahren gegen die Polizei, lediglich 80 bei einem
Landgericht, Statistiken zu Verurteilungen gibt es kaum, aber sie dürften
sehr gering ausfallen.
Dieser Rassismus, diese Gewalt hat also System!
Dieses System heißt bürgerlicher Staat und Kapitalismus!
Das Kapital hat den Rassismus historisch geschaffen und braucht ihn auch
heute.
Der Rassismus nütz ihm dazu, die Arbeiter: innen zu spalten, in dem er eine
abgesonderte, entrechtete und unterdrückte Schicht schafft, die besonders
stark  ausgebeutet  werden  kann  (z .B.  durch  Sklaverei  oder
Niedriglohnsektoren).  Dem  Gegenüber  schafft  er  eine  weitere  Schicht
vergleichsweise privilegierter Arbeiter:innen, die sich dem entsprechend oft
mit  dem  Staat  und  seiner  Herrschaft  identi f iz ieren  und  ein
Überlegenheitsgefühl gegenüber den rassistisch Unterdrückten entwickeln.
Diese  Spaltung  sorgt  dafür,  dass  zum  einen  rassistisch  Unterdrückte
besonders stark ausgebeutet werden und zum anderen, dass man sich aber
auch grundsätzlich nur schlecht gegen das Kapital wehren kann, da man



nicht zusammen kämpft.
Dieser Rassismus ist in jedem bürgerlichem Staat verankert, da alle einen
Teil ihrer Bevölkerung als Staatsbürger:innen gegenüber einem anderen Teil,
die es nicht sind, privilegieren.
Die Polizei  übernimmt dabei  die Rolle,  die institutionalisierte rassistische
Unterdrückung durchzusetzen, also die rassistischen Gesetze anzuwenden.
Sie  schiebt  ab,  kriminalisiert  ganze  Bevölkerungsgruppen  durch  Racial
Profiling,  terrorisiert  die  Wohnviertel  migrantischer  Menschen,  verfolgt
politische  Organisationen  der  migrantischen  Community  und  schütz  die
Eigentumsordnung, die den Rassismus erst hervorbringt.
Im Rechtsruck und mit zunehmender Repression spitzt sich das nochmal zu,
wenn eine Abschiebeoffensive die nächste jagt, das Recht auf Asyl praktisch
abgeschafft  wird,  Palästinademonstrationen  zusammengeschlagen  werden
und Viertel wie Neukölln regelrecht besetzt werden.
Es ist bei diesem Aufgabenbereich also auch kein Zufall, wenn in der Polizei
selbst massiver Rassismus vorherrscht und sich zum Beispiel die Spitzen der
beiden Polizei- „Gewerkschaften“ regelmäßig extrem rassistisch äußern.
Diese  grundlegend  rassistischen  Aufgaben  und  die  damit  einhergehende
rassistische  Einstellung  innerhalb  der  Polizei,  führen  dann  auch  immer
wieder, und im Rechtsruck immer mehr, zu rassistischen Morden der Polizei.
Die Polizei „ermittelt“ dann wie oben erwähnt selbst „gegen sich“, wobei
dann so gut wie immer die eigenen Kolleg:innen geschützt werden.
Der Staat hat auch kein Interesse daran diese Morde aufzuklären, lieber
schützt  er  seinen  Schlägertrupp  und  den  Rassismus,  den  er  ja  selbst
institutionalisiert.
Deswegen  würde  es  auch  nur  begrenzt  nützen,  eine  von  der  Polizei
unabhängige Behörde zu schaffen, die diese kontrolliert, der ganze Staat, alle
seine Behörden und die gesamte kapitalistische Produktionsweise sind von
Rassismus durchzogen, eine „unabhängige“ Behörde würde den Rassismus
also nur abermals reproduzieren.

Wir schützen uns selbst! Abolish the Police!
Wenn der Staat uns nicht schützen kann, müssen wir das eben selber tun.
Wir,  das  meint  die  migrantische  Community,  alle  vom  Rassismus



Unterdrückten,  die  Arbeiter:innenklasse  und  die  Jugend.  Wenn  wir
Selbstverteidigungskomitees  gegen  Abschiebungen,  Polizeigewalt  und
Gewalt  durch  Nazis  aufbauen,  können  wir  die  rassistische  Gewalt
zurückdrängen. In den USA zeigen uns die Proteste gegen ICE aktuell was
möglich  ist,  wenn  wir  uns  zusammentun  und  uns  gemeinsam  der
rass i s t i s chen  s taa t l i chen  Gewa l t  en tgegens te l l en .  D ie
Selbstverteidigungskomitees  die  wir  aufbauen  wollen,  müssen  dabei
besonders breit sein und sich auf größere Organisationen der migrantischen
Community und der Arbeiter:innenklasse stützen, deswegen müssen wir auch
Gewerkschaften und Linkspartei dazu aufrufen, an ihnen teilzunehmen bzw.
sie ins Leben zu rufen. Diese Komitees müssen dann demokratisch gewählt
und strukturiert werden.
Dabei  dürfen wir  aber  natürlich nicht  den Rassismus unterschätzen,  der
aktuell  in  den  Gewerkschaften,  der  Linkspartei  wie  in  der  ganzen
Arbeiter:innenklasse, so auch innerhalb der radikalen Linken vorhanden ist.
Um rassistische Gewalt zu bekämpfen, müssen wir auch grundsätzlich dem
Rassismus  und  dem  Rechtsruck  den  Kampf  ansagen.  Auch  in  den
Gewerkschaften  und  auch  gegenüber  der  Linkspartei.

Letztlich können wir den Rassismus aber nur wirklich bekämpfen, wenn wir
ihm seine Grundlage entziehen: Das kapitalistische System, welches uns dazu
zwingt,  uns  tagtäglich  zu  Bedingungen  ausbeuten  zu  lassen,  die  die
Kapitalist:innen  nach  ihren  Interessen  festlegen,  muss  überwunden  und
durch ein sozialistisches und solidarisches System ersetzt werden.

Im Hier und Jetzt schlagen wir folgende Forderungen für den Kampf gegen
rassistische Polizeigewalt vor:

A b o l i s h  t h e  P o l i c e  –  P o l i z e i  a b s c h a f f e n  u n d  d u r c h
Selbstverteidigungskomitees  von  rassistisch  Unterdrückten,  Arbeiter:
innen  und  Jugendlichen  ersetzen!
Keine  Massenüberwachung  z.B.  durch,  Vorratsdatenspeicherung,
Bundestrojaner, Videoüberwachung usw.!
Kein Racial Profiling und ein hartes Aburteilen von Bullen, die Racial
Profiling anwenden!
Polizist:innen, die gewalttätig werden, sollen vor Volksgerichte gestellt



und diese bei Bedarf abgeurteilt werden! Dafür müssen sie durch ein
individuelles Erkennungszeichen identifizierbar sein!
Keine Militarisierung der Polizei. Sofortige Entwaffnung der Polizei, vor
allem was Taser, Maschinenpistolen, Knarren und Handgranaten angeht!
Gemeinsamer Kampf der Arbeiter:innen aller Nationalitäten: Kein Platz
für rassistische Positionen in den Gewerkschaften! Keine Rassist:innen in
Gewerkschaftsfunktionen, in Betriebs- und Personalräten! Für das Recht
aller  Migrant:innen  und  Geflüchteten,  den  DGB-Gewerkschaften
beizutreten!
Polizei  aus  dem  DGB  schmeißen!  Bullen  gehören  nicht  zur
Arbeiter:innenklasse, sondern sind die Schlägertruppe des Kapitals!
Schluss mit den Abschiebungen! Volle Staatsbüger:innenrechte für alle,
die hier leben wollen!


